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Ein Zollvereinspapiergeld. 


Die Wuth, Papiergeld zu machen, welche vor einigen Jahren in Deutſch⸗ 
land graſſirte, hat in neuerer Zeit nachgelaſſen. Deßhalb wird man es viel⸗ 
leicht überflüſſig, wenn nicht gefährlich finden, daß wir das Thema jetzt be⸗ 
rühren. Uns ſcheint dagegen ein Moment, wo die Leidenſchaften ſchweigen, 
der einzige zu ſein, in welchem ein vernünftiges Wort gehort zu werden 
Be hat. Auch glaube man nicht, daß ein Krankheitsſtoff verſchwunden 
ſei, wenn eine Zeit lang ſeine Wirkungen nicht ſichtbar in die Erſcheinung 
kreten. Die Cholera und die Kartoffelkrankheit können uns belehren, daß bei 
der Widerkehr gleicher meteorologiſcher Bedingungen eine einmal ausgebildete 
Krankheitsform von Neuem losbricht. Die Pathologie und die Nationale 
ökonomie müſſen allerdings während des Wüthens der Epidemie ihre Er⸗ 

fahrungen ſammeln, aber fie müffen die Zeit der Ruhe benutzen, um die⸗ 
ſelben zu ſichten, damit die Reſulkate der Experimente, welche bei einer 
früheren Seuche manchen Patienten das Leben gekoſtet haben, wenigſtens den 
Aeberlebenden zu gute kommen. Man mißverſtehe uns nicht, wenn wir hier das 
deutſche Papiergeld mit einer Krankheit verglichen haben. Wir ſind keine 
principiellen Gegner des Papiergeldes, wir erkennen an, daß Werthzeichen, 
deren voller Betrag in edelen Metallen in den Gewölben des Staatsſchatzes 
hinterlegt iſt, immer noch ein wirthſchaftliches Gut bilden, weil dadurch 
die Metallabnutzung durch den Gebranch erſpart, und weil die Koſten des 
Geldtransportes vermindert werden; wir geben auch zu, daß ohne Gefahr 
für das Gemeinweſen ein ziemlich beträchtlicher Theil der Sicherheit für das 
Papiergeld eines Staates nicht in Bullion zu beſtehen braucht, ſondern nug- 
dringend angelegt werden kann. Aber ein principloſes, ungeregeltes Papier⸗ 
geld iſt ein Uebel, wie ja auch — um unſern Vergleich noch weiter zu 
führen — Krankheiten des thieriſchen Organismus nicht allein durch das 
Einbringen abſolut ſchädlicher Stoffe, ſondern häufiger durch die übergroße 
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führen will, muß bei der Auswahl ſehr vorſichtig zu Werke gehen, wenn er 
nicht fortwährend in Verlegenheit gerathen will. Hier wird ihm kein Kur⸗ 
heſſiſches, dort kein Darmſtädtiſches, auf einer dritten Station kein Frank⸗ 
furtiſches und auf einer vierten kein Badiſches abgenommen. Wenn er nicht 
einen mitleidigen Reiſegefährten findet, der ihm aus der Noth hilft, lauft er 
weil er mit dem Papiergelde 
bezahlen will, welches er auf einer vorhergehenden Station bei dem Wechſeln 
eines größeren Stückes herausbekommen hat, und annehmen mußte. Die 
Verluſte, welche die Einzelnen durch das Beſtehen der vielen Papiergelde 
tagtäglich erleiden, entziehen ſich aller Berechnung, ein Blick in das Leben 
lehrt aber, daß ſie unendlich groß ſind. Der Kaufmann kann ſich der An⸗ 
nahme nicht entziehen, um ſeine Kundſchaft nicht zu verſcherzen, er muß 
den nothwendigen Verlust mit in feinen Calcül bei Beſtimmung der Waaren⸗ 
preiſe bringen, und ſe wird er in letzter Inſtanz von dem Conſumenten ge⸗ 
tragen. Ein großer Theil der Vortheile, welche das Innere von Deutſch⸗ 
land durch den Abſchluß der Dresdener Münzconvention gewonnen hatte, 
find durch die Papiergeldemiſſion wieder aufgehoben worden. Eine Aus⸗ 
nahme von den Nachtheilen, welche das Papiergeld dem Verkehre zufügt, 
macht faſt nur das preußiſche, welches bisher überall in Deutſchland ſeinen 
Nennwerth behauptet, oft ſogar einen höheren Stand als geprägtes Silber 
eingenommen hat. Der Grund dieſer Erſcheinung iſt nur zum Theil in dem 
relativ höheren Vertrauen in die preußiſchen Finanzen zu ſuchen, er liegt 
weit mehr in der großen Ausdehnung des preußiſchen Staates, welche die 
Verwerthung deſſelben zu dem geſetzlichen Cours erleichtert. Es würde aber 
ein Irrthum ſein, anzunehmen, daß die Vortheile dieſes Zuſtandes allein 
oder nur vorzugsweiſe den preußiſchen Unterthanen zu gute kommen, oder 
daß dieſelben von den Nachtheilen des Papiergeldes der kleineren Staaten 
nicht berührt werden. Deutſchland iſt trotz der es durchſchneidenden politi⸗ 
ſchen Grenzlinien eine ökonomiſche Einheit und bei Beſeitigung des hier be⸗ 
ttachteten Uebelſtandes iſt Preußen gerade fo ſehr betheiligt, wie diejenigen 
Länder, welche der Sitz des Leidens ſind. Die preußiſchen Geſchäfts leute 
müſſen von ihren auswärtigen Kunden auswärtiges Papier annehmen, und 
I" empfinden deshalb oft mehr als Andere die bei der Umwechſelung ent⸗ 
ehenden Verluſte. 

> Wir En bisher nur die Gegenwart ins Auge gefaßt, bedenklicher 
aber noch erſcheint uns die Zukunft. Wenn die Papiergeldausgabe neuer⸗ 
dings ins Stocken gerathen iſt, ſo liegt die Erklärung hierfür nur in dem 
Umſtande, daß in den letzten Jahren keine außerorbentlichen Veranlaſſungen 
zum Schuldenmachen vorgelegen haben. Mit Wiederkehr des Bedürfniſſes 
wird man auch wieder zu dem alten Mittel greifen, ihm abzuhelfen. Fremde 
Lebenserfahrungen machen den einzelnen Menſchen felten klüger, und ſo geht 
es auch den Staatsgeſellſchaften. Mancher deutſche Staatsmann mag wohl 
jetzt, wenn er die rieſenmäßigen Anſtrengungen Oeſterreichs, aus der Papier- 
geldcalamitat herauszukommen, belrachtet, zu der Einſicht gelangen, daß die 
wohlfeilſten Finanzmaßregeln nicht immer die billigſten find, aber wenn 


Oeſterreich die ſchweren Opfer, die es zur Abbezahlung alter Sünden bringt, 
ſtets im Gedächtniß behalten wird, Andere werden ſie raſch vergeſſen, und 
mit der Verlegenheit wird der alte Troſtſpruch ſchwacher Gewiſſen: „Noth 
kennt kein Gebot“ ſich einſtellen. Solche ſ. g. Nothſtände können für ganz 
Deutſchland gleichzeitig eintreten, und gerade dann iſt vielleicht die Gefahr 
des mißbräuchlichen Papiergeldprägens geringer, weil unter Verhältniſſen, 
wie z. B. ein europäiſcher Krieg oder eine Revolution ſie mit ſich bringen, 
die Ausgabe neuen Papiergeldes in der Natur der Sache begründete 
Schwierigkeiten findet und man ſchon froh ſein wird, das alte in leidlichem 
Courſe zu erhalten. Größer iſt die Gefahr für die Nachbarn, wenn ein 
einzelner Staat durch ſchlechte Finanzwirthſchaft oder unverſchuldete Unglücks. 
fälle zu einer übermäßigen Anstrengung feines Crediis hingetrieben werden 
und die Mittel zur Deckung feines Deficits in ſ. g. unverzinslichen Anlehen 
ſuchen ſollte. Nehmen wir den äußerſten Fall, daß ein einzelner deutſcher 
Staat offenbaren Bankerott machte, ſo wird zwar dieſes Unglück vorzugs⸗ 
weiſe ſeine eigenen Unterthanen treffen, alle Nachbarn aber werden in Mit⸗ 
leidenſchaft gezogen werden. Ein partieller Bankerott iſt in einem unter 
ſeinen Nennwerth geſunkenen Papiergelde enthalten. Sich vor den Folgen 
eines ſolchen Unglücks zu wahren, haben die Nachbarn ein Recht und eine 
Pflicht. Das Verbot der Einfuhr fremden Papiergeldes gewahrt keine Ab⸗ 
hülfe, es vermehrt ſogar noch den Uebelſtand zu Ungunſten der Angehörigen 
des verbietenden Staates, indem es den Umlauf des Papiergeldes auf das 
Gebiet des emittirenden Staates beſchränkt, deſſen Werth dadurch noch wei⸗ 
ter herabdrückt, und deßhalb die Verluſte derer ſteigert, welche es nothge⸗ 
drungen annehmen müſſen. Es laſſen ſich auch Einwirkungen directerer 
Art auf die ſchlechte Finanzwirhſchaft eines Nachbarſtaates denken und zu 
ihrer Rechtfertigung könnte man ſich wohl ebenfalls auf den Satz berufen: 
„Noth kennt kein Gebot.“ Wir haben aber erſt noch zu erleben, daß vol- 
kerrechtliche Zwangsmaßregeln zur Anwendung gebracht werden, um gemein⸗ 
gefährlichen national⸗ökonomiſchen Negierungsunfügen zu ſteuern, und alle 
dieſe Mittel find Woslſtand zerſtörend in ſich und daher von der Volts⸗ 
wirthſchaftslehre niemals zu empfehlen, hochſtens als unvermeidliche That⸗ 
ſachen hinzunehmen. Ihre Aufgabe iſt vielmehr, die Menſchen über ihren 
wahren Vortheil aufzuklären. Abweichend von andern Disciplinen der 
Staatswiſſenſchaften, wirkt fie nicht durch die Androhung von Uebeln, fon 
ur verheißt denen, die ihre Rathſchläge befolgen, den Gewinn pofitiver 

üter. t 

Man wird zugeben, daß alles deulſche Papiergeld ſofort gleich gu 
als das preußiſche ſein, d. h. gleichen Cours mit dieſem haben würde, wenn 
daſſelbe bei allen Zollſtellen des Zollvereins in ſeinem Nominalwerthe bei der 
Steuerzahlung angenommen werden müßte. Eigentlich iſt es eine Anomalie, 
daß dieſes nicht geſchieht, ja man könnte es eine Satyre auf die einzelnen 
Staaten nennen, daß der eine Aſſocie die Wechſel des andern nicht für gut 
hält. Aber die Anomalie iſt ſehr begreiflich, weil die Garantien für das 
Papiergeld der verſchiedenen Staaten und folglich der wirkliche Werth ſehr 
verſchieden ſind und die Natur der Dinge ſtärker bleibt als alle Fictionen. 
Soll Preußen, welches bei dem feſtbegründeten Ruf ſeines eigenen Papier⸗ 
geldes kein unmittelbares eigenes Intereſſe bei einer ſolchen Maßregel hat, 
vermocht werden, die Werthzeichen ſeiner Bundesgenoſſen bei den Zollämtern 
längs ſeiner weitgedehnten Grenzen als Zahlung gelten zu laſſen, ſo müſſen 
Jene ihrem Papiere zuvor die gleiche Sicherheit geben, welche das preußiſche 
hat. Dieſes iſt die Baſis, von welcher Preußen bei ſeinen Verhandlungen 
ausgehen muß, wenn es nicht aus ſtaatsfinanciellen, ſondern aus volks⸗ 
wirthſchaftlichen Nückſichten einer von benachbarten Staaten möglicherweiſe 
drohenden Papiergeldcalamität vorbeugen will. Das Mittel, Vortheile zu 
verſprechen, führt ſicherer zum Ziele als das unlängſt erwogene Verbot frem⸗ 
der Banknoten, welches ſeiner Tendenz nach auch gegen fremdes Staats- 
papiergeld berechnet war. 

Eine der Garantien nun, auf welche das Preußiſche Papiergeld baſirt 
iſt, beſteht darin, daß ein Fonds, welcher freilich nicht der Größe deſſen Be⸗ 
trages gleichkommt, in Bereitſchaft gehalten iſt, um auf Verlangen Papier 
gegen baares Geld umzuwechſetn. Thatſächlich find dieſe Fonds niemals 
in Anſpruch genommen worden, ihre bloſe Exiſtenz hat genügt, um ſelbſt 
während der Stürme des Jahres 1848 auch außerhalb der Grenzen des 
preußiſchen Staats deſſen Papiergeld auf gleichem Niveau mit Silber zu 
erhalten. Die gleiche Garantie müßten daher auch andere Staaten gewähren. 

Ferner hat Preußen ſeine Papiergeldausgabe im Verhältniß zu ſeinem 
Nationalreichthum in ſehr engen Grenzen gehalten, eine Mäßigung, die man 
anderen Staaten weniger nachrühmen kann. Keinenfals iſt eine Bürgſchaft 
dafür gegeben, daß nicht ein einzelner Staat ſeine Emiſſionen über feine 
Mittel, beziehungsweiſe über das Bedürfniß des Verkehrs hinaus ſteigere. 
Deßhalb wäre, um ein bei allen Zollkaſſen annehmbares Papiergeld herzu⸗ 
ſtellen, eine Verabredung erforderlich, der zu Folge kein Staat Papiergeld 
über ein gewiſſes, etwa nach der Kopfzahl feiner Bewohner (mit Präcipuen 
für beſonders reiche Diſtricte) zu bemeſſendes Quantum ausgeben 
dürfte. Controlen für die Einhaltung der Verpflichtung ſind ſo ſchwer nicht 
zu beſchaffen, als man vielleicht auf den erſten Blick zu glauben geneigt iſt. 
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Die Maſſe des in Deutſchland (ohne Oeſterreich) vorhandenen Papiergeldes 
iſt unſeres Erachtens nicht zu groß, ſie beläuft ſich nach einer Angabe, welche 
wir Herrn Otto Hübners Nachrichten Nr. 19, 1853 entnehmen, auf 51 
Millionen Thaler. Die meiſten, wenn nicht alle deutſchen Staaten würden 
ihre Emiſſtonen ſogar erhöhen können, denn das fortwährende Aufkommen 
neuer Zettelbanken zeigt, daß das Bedürfniß des Verkehrs nach bequemen 
Tauſchmitteln noch nicht erſchöpft iſt. Die Voraus ſetzung für die Vermeh⸗ 
rung der Staatsfinanzmittel durch Papier iſt nur beſſere Fundirung der⸗ 
ſelben. Weiter blickende Staatsmänner werden aber in einer ſolideren Fun⸗ 
dirung nicht nur einen Gewinn für die Gegenwart, ſondern ganz beſonders 
auch für die Zukunft erkennen, nur dadurch kann unſer Papiergeld 
im Falle des Hereinbrechens großer, den Credit erſchütternder Ereigniſſe 
vor plötzlicher Entwerthung bewahrt bleiben. Wir haben ſchon oben hin⸗ 
geftellt, daß die zweckmäßigſte Fundirung in einem baaren Einlöfungs fonds 
beſteht. Wenn man aber das Ziel ſchnell erreichen will und die Beſchaf⸗ 
fung großer Baarvorräthe Schwierigkeit macht, ſo würden wir eine im Ver⸗ 
gleich zu dem gegenwärtigen Zuſtande immer noch ſolidere Baſis des Papier 
geldes in einer Hinterlegung von Staatsſchuldſcheinen erblicken, dergeſtalt 
nämlich, daß alles von dem Verkehre ausgeſtoßene Papiergeld jederzeit gegen 
verzinsliche Obligationen (von mäßiger Größe) umgetauſcht werden könnte. 

Es muß hier noch das Verhältniß derjenigen Staaten beachtet werden, 
welche, wie z. B. Hannover, gar kein Papiergeld ausgegeben haben. Wir 
halten diefen Zuſtand für das Ergebniß einer finanziellen Kurzſichtigkeit. 
Staaten, welche in ſo innigem Verbande mit einander leben, wie die deut⸗ 
ſchen, verzichten offenbar auf einen Gewinn, wenn fie, umgeben von Nach⸗ 
barn, welche mit Papier bezahlen, nur baares Geld ausgeben. In Han⸗ 
nover iſt vielleicht nicht weniger Papiergeld im Umlaufe als in Preußen, Han⸗ 
novers Unterthanen würden von einer Entwerthung des fremden Papieres 
vollſtändig ſo betroffen werden, wie die Mitglieder des emittirenden Staates 
und die eigene Staatskaſſe verzichtet einſtweilen ohne Entgelt auf den Vor⸗ 
theil eines zinsloſen Anlehens zu Gunſten ihrer weniger ſcrupulöſen Nach⸗ 
barn. Wir betrachten es geradezu als eine Nothwendigkkeit, daß die hanno⸗ 
verſche Staatsregierung Papiergeld ausgebe und daſſelbe, wenn ſie es nicht 
zur Schuldenzahlung bedarf, zu Vorſchüſſen an die Induſtrie des Landes 
verwende. 

Unſer Vorſchlag beſchränkt ſich zunächſt auf die Staaten des Zollver⸗ 
eines. Die Bedingungen für den Zutritt außerhalb dieſes Verbandes ſtehen⸗ 
der Staaten zu einer Papiergeldsconvention ſind aber unſchwer zu finden, 
wobei natürlich vorerſt Oeſterreich, wegen feiner eigenthümlichen Lage, außer 
Acht gelaſſen werden muß. Es muß ſich, um an den Ausdruck einer 
Schwarzenbergiſchen Note aus dem Jahre 1849 zu erinnern, zunächſt ſelbſt 
conſolidiren, che es mit Deutſchland eine Einigung eingehen kann. Wir 
betrachten unſern Vorſchlag nicht als einen ideal vollkommenen. Hätten wir 
deutſche Zuſtände, politiſche wie wirthſchaftliche, a priori zu conſtruiren, ſo 
würden wir Vieles anders machen, als es iſt. Wir bewegen uns auf der 
Grundlage der Wirklichkeit, wir rechnen nicht auf einen aufopferungsfähigen 
Patriotismus der Regierungen, wir zeigen denſelben nur den eigenen Vor⸗ 
theil, um das deutſche Volk von einer beſtehenden Plage zu erlöſen und 
vor einer drohenden Gefahr zu bewahren. 

Zur Vollſtändigkeit unferes Planes gehört endlich noch die Bezeichnung 
der Stellung, welche eine deutſche Papiergeldconvention zu den Zettelbanken 
einzunehmen haben würde. Wir beſchränken uns jedoch in dieſer Beziehung 
für heute auf eine kurze Andeutung. Nehmen die deutſchen Regierungen 
das Syſtem der Bankfreiheit auf, ſo werden die gedachten Inſtitute von 
unſerem Vorſchlag überall nicht afficirt. Sie arbeiten mit ihrem eigenen 
Credit wie jeder Private und mögen verſuchen, ob ihre Sichtwechſel ſich in 
Concurrenz mit dem Staatspapiergeld behaupten können. Ebenſowenig be⸗ 
rührt unſer Vorſchlag conceſſtonirte Banken, welche nach der Idee unſeres 
verehrten Mitarbeiters Hübner nicht mehr Noten ausgeben, als durch ihre 
Metallvorräthe gedeckt werden. Hier iſt die Note nur Repräſentant des in 
specie vorhandenen Geldes. Anders verhält ſich dagegen die Sache bei 
conceſſtonirten Banken, deren Notenumlauf den Baarbeſtand überſchreitet. 
Dieſe Anſtalten entlehnen einen Theil ihres Credits dem ihnen von dem 
Staate verliehenen Privilegium, durch den Ausſchluß der Concurxenz iſt das 
Publicum, wenn nicht rechtlich, doch thatſächlich zun Annahme ihrer Noten 
genöthigt, der Einfluß ſolcher Noten auf die Beſtiimmung der Waarenpreiſe 
ſteht dem des Papiergeldes vollkommen gleich, und auch ein etwaiger Banke⸗ 
rott eines großartigen derartigen Unternehmens würde in ſeinen Folgen ſo 
weit reichen, als der Bankerott eines kleinen deutſchen Staates. Bei dieſer 
Nähe der Verwandtſchaft zwiſchen Noten und Papiergeld betrachten wir es 
als eine Conſequenz unſeres Vorſchlages, daß ein Staat einer Bank der be⸗ 
zeichneten Art nicht mehr Rechte, als ihm ſelbſt conventionsmäßig zuſtehen, 
verleihen könne, d. h., daß er die von ihm für ſein eigenes Papiergeld zu 
gewährenden Garantien für die Notenemiſſion der Bank fordere und den 
Betrag der Noten in das von ihm auszugebende Quantum Papiergeldes 
einrechne. 
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Ueber gewerbliche Erfindungen und Patentgeſetze. 
(Erſter Artikel.) 
Scit dem Erſcheinen des neuen belgiſchen Patentgeſetzes (vom 24. Mai l. 


iſt kaum ein Vierteljahr verfloſſen, und ſchon hat es in mehren Staaten die öffen 
liche Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt und zur Nacheiferung angeregt. Der b 


mern unterbreitete, war großentheils dem belgiſchen Geſetz nachgebildet. 
Frankreich und Preußen wird, wie verlautet, die Patentgeſetzgebung an höhertwur 
Stelle einem neuen Studium unterzogen, und deren gründliche Reform vorbobie 
reitet. In Nordamerika, wo letztere erſt 1836 durchgeführt zwurde, hat die letzt Belg 
Präſidentenbotſchaft die demnachſtige Unterbreitung eines neues Patentgeſetzvolka e 
ſchlages in Ausſicht geſtellt. und wo eine Reform des Patentweſens von de dau 
Regierung angeſtrebt oder von der öffentlichen Meinung gewünſcht wird: Überaſprog 
hört man das belgiſche Geſetz als nachahmenswerthes Vorbild bezeichnen, den 
man ſich mehr oder weniger anzunahern habe, das Journal des Debats nannt ac 
es letzthin (19. August) „das Signal einer Revolution, welche berufen fei, „dinaht 
Runde durch die induſteielle odee, was heute auf daſſelbe herauskomme, durch d ög 
geſammte civiliſirte Welt zu machen.“ * 

Die große Regſamkeit, welche auf dieſem Gebiete erwacht, und in fortwä Che 
render Zunahme begriffen iſt, erklärt ſich leicht. Die freie Concurrraz, dieſe be Aus 
deutſamſte volkswirthſchaftliche Errungenſchaft der Gegenwart, nöthigt die Ge icht 
werbtreibenden zur höchſten Kraftanſtrengung und ruft maſſenhaft die Erfi ſchi 
dungen und Verbeſſerungen hervor, zu welchen die wiſſenſchaftlichen und tech eind 
niſchen Fortſchritte den Keim liefern. Andreerſeits wird aber durch die großſrich 
Oeffentlichkeit der Preſſe, die Menge und Raſchheit der Communikationsmittel tent 
wie durch die Lebhaftigkeit des Verkehrs, welche heute zwiſchen den verſchiedeneſ ol 
Theilen eines Landes, wie zwiſchen den verſchiedenen Ländern herrſcht, die frühe et 
übliche Geheimhaltung und ausſchtießliche Ausbeutung einer Erfindung bedeu 
tend erſchwert. Eine andere Errungenſchaft der Neuzeit: die Induſtrieaus ſtel lan 
lungen, wirkt in gleichem Sinne. Die Ausſtellungen wecken den gewerblicher ein 
Eifer und mehren hierdurch die Erfindungen und Verbeſſerungen, während Ge 
dieſelben raſch zur allgemeinen Kunde bringen und derart oft den Erfinder 15 u 
einträchtigen. Dieſe Schattenſeite der Ausſteklungen wurde bekanntlich fchod no! 
1851 in London und erſt neulich wieder in München oft hervorgehoben. i 

Daher rührt das allgemeine Verlangen nach Reform der Patenatgeſetzt bet 
welche, älterer Zeit entſtammend, dem gegenwärtigen Entwickelungsgrade des ge da: 
werblichen Lebens nicht mehr genügen. Das neue, am 1. Octbr. 1852 in Wirk ihr 
ſamkeit getretene engliſche Patentgeſetz war eine unmittelbare Folge der London keit 
Sndußsienuöftellung ; das öſterreichiſche Patentgeſetz vom 15. Auguſt 1852 ent, Wi 
ſtammt wohl derſelben Veranlaſſung. Die Ehre der Initiative kann demnach L. 
Belgien keineswegs in dieſer Reformbewegung beanſpruchen, da „gentlich En da 
land und Oeſterreich den Reigen eröffneten. Aber Belgien hat auf der von we 
ihnen eingeſchlagenen Bahn einen bedeutenden Schritt vorwärts gemacht. Sein fpi 
Patentgefe wird heute in die erſte Linie geftellt, weil es als das „liberalſte“ giltt 
und daher der Zeitſtrömung, welche auch im Verkehrsleben den Liberalismus gli 
zur vollen Geltang bringen will, am beften zu entſprechen ſcheint. Liberal iſt abet we 
das belgiſche Patentgeſetz, inſofern es erſtens dem gewerblichen Erfindungs⸗ und Ver au 
beſſerungsgeiſte die unbeſchränkteſte Freiheit geſtattet, ſich geltend zu machen und kl. 
feine Kräfte zu erproben; inſofern es zweitens die Verpflichtungen des Patent“ fi 
nehmers zu verringern und ihm deren Erfüllung möglichſt zu erleichtern ſucht. fe 

Iſt es, weil es in dieſer Beziehung den liberakſten Grundfägen huldigt, de 
auch ſchon das beſte Patentgeſetz? Das ſcheint uns noch keineswegs ſo ausge⸗ je 
macht, als man vielfach anzunehmen geneigt iſt. Die Patentfrage muß offenbal a 
von einem zweifachen Geſichtspunkte aus betrachtet werden, weil zwei weſentlich el 
verſchiedene Intereſſen zu berückſichtigen find. Der Patentnehmer will von feinen de 
Erfindung oder Verbeſſerung den größtmöglichſten Gewinn ziehen und verlangt ke 
daher den weiteften Umfang für fein Privilegium; die Geſammtheit wünſcht das li 
gerade Gegentheil, weil die ihm gewährten Freiheiten und Rechte doch wefentz 9 
lich eine Beſchränkung der allgemeinen Freiheit und des allgemeinen Rechts re 
bilden. Ständen dieſe zwei Forderungen einander ſchroff gegenüber, ſo könnte 
die Entſcheidung einer liberalen Ge etzgebung keinen Augenblick zweifelhaft fein“ 
das Intereſſe des oder der Einzelnen müßte vor dem Intereſſe der Geſammtheit 
weichen, ebenſo wie alle andern Corporations⸗ und perſönlichen Monopole in der 
Neuzeit dem Gemeinwohl geopfert weeden. Es liegt jedoch andererſeits im In⸗ 
tereſſe der G.ſammth sit ſelbſt, den Erfindungsgeiſt anzueifern, indem ſie ihm 
wenigſtens die Frächte feiner Arbeit und womöglich noch einen höhern Lohn 
ſichert, ſoweit dies ohne ihre eigene Benachtheiligung geſchehen kann. Die ſchwie⸗ 
rige Aufgabe der Patentgeſetzgebung beſtehet nun in der Auffindreig dee Grenze, 
bis wohin die Begünstigung des Erfinders noch geuteinnützig wirkt, rad über 
welche hinaus ſie aufhören muß, um nicht gemeinſchädlich zu werden. 

Ob die Löſung jener Aufgabe dem belgiſchen Geſetz gelungen iſt, kann wohl 
erſt eine längere Erfahrung lehren. Soviel iſt gewiß, daß ſich über den bereg⸗ 
ten Grenzpunkt, über die b.ſte Art der Vereinbarung zwiſchen den berechtigten 
Intereſſen der Erfinder und den nicht weniger berechtigten Forderungen der Ge 
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Mmmtbeit, noch keine feſte Meinung herausgebildet hat. Deshalb ſehen wir zu 
em gleichen Zweck in den verſchiedenen Staaten nicht blos verſchiedene, ſondern 
1 geradezu entgegengeſetzte Mittel ergreifen. Wir werden im Verlauf 
renbdieſer Studie hierfür manche Belege finden und wollen jetzt nur beiſpielswelſe 
bla die Reform erinnern, welche zwei Staaten letzthin betreffs der Patent tave 
zam vornahmen. Für ein 15jähriges Patent wurden in Oeſterreich früher 425 fl. 
erlangt, wovon die eine Hälfte voraus, und die andere in Jahresraten gezahlt 
herb wurde; das Geſetz vom 15. Aug. 1852 erhöht die Taxe auf 700 fl. und fordert 
erbedie vollſtändige Vorausbezahlung. Gerade die umgekehrte Reform wurde in 
letz Belgien durchgeführt. Für ein 15jähriges Patent waren früher 1587 Fr. 306. 
volk entrichten, die vorausbezahlt werden mußten; jetzt beträgt für die gleiche 
de dauer die Taxe nur 1450 Fr., wovon blos 10 Fr. voraus, der große Reſt in 
eralprogreſſiven; Jahres raten gezahlt wird. 
den Die belgiſche Geſetzesbeſtimmung will Jedermann, der eine Erfindung ge⸗ 
nnt macht hat oder auch nur gemacht zu haben glaubt oder vorgibt, die Patent⸗ 
„dinahme und die Ausbeutung ſeiner wirklichen oder vermeintlichen Erfindung er⸗ 
h di öglichen; die öſterreichiſche hingegen der Uebervortheilung des Publikums und 
er unberechtigten Beſchränkung der allgemeinen Gewerbsthatigkeit durch den 
bäh Charlatanismus vorbeugen. Dieſe zwei verſchiedenen Richtungen, ein natürlicher 
be Ausfluß der oben angedeuteten zwei Intereſſen, welche beim Patentweſen Beruck⸗ 
Ge ſichtigung heiſchen, offenbaren ſich nicht nur in vielen andern Beſtimmungen ver⸗ 
fim ſchiedener Patentgeſetze, ſondern ſelbſt in den verſchiedenen Beſtimmungen jedes 
ech einzelnen Patentgeſetzes. Es ſind eben immer nur noch Verſuche, um die 
roßl richtige Mitte, die billige Intereſſenvereinbarung, zu finden. Die geſammte Pa⸗ 
ttel tentgeſetzgebung iſt in dieſer Hinſicht ein getreuer Ausdruck des Zwieſpaltes, welcher 
ener noch auf theoretiſchem Gebiete bezüglich des Patentweſens herrſcht und in letzter 
ine Zeit mit neuer Heftigkeit entbrannt iſt. 
deu Vorherrſchend werden für den Erfinder nur ſolche Begunſtigungen ver⸗ 
ſtel langt, welche ihm nächſt der Erſtattung der gehabten Auslagen und Mühen noch 
ches einen, über den gewöhnlichen Arbeitslohn und Capitalsertrag hinausreichenden 
ö pi Gewinn verſchaffen, der, im Intereſſe der Geſammtheit, den Erfindungsgeiſt im 
be Ugemeinen ermuntern fol. Dieſer gemäßigten, nur ein zeitweiliges Mo⸗ 
won nopol heiſchenden Anſicht tritt die, vornehmlich von Hrn. J. B. A. M. Jobard, 
Director des Brüſſeler Induſtriemuſeums, in ſeinem 1844 erſchieneuen Hauptwerke 
etze begründete Theorie des Monautopols entgegen, welche jede Erfindung als 
ge das vollftändige und unantaftbare Eigenthum ihres Urhebers betrachtet und für 
irk ihn ein ewiges Monopol zu decen Ausbeutung verlangt. Jobard ſelpſt hat 
one geit 10 Jahren in der Preſſe mit ſo unermüdlichem Eifer für ſeine Theorie ge⸗ 
ent wirkt, und iſt dieſelbe auch von manchen andern Schriftſtellern (letzthin von 
ach E. Alloury in Paris und von Dr. Mure in Turm) ſo wacker unterſtützt worden, 
ng! daß wir fie wohl auch bei unſern Leſern als bekannt annehmen. und uns deren 
von weitere Auseinanderſetzung, welche der beſchränkte Raum ohnehin verbietet, er⸗ 
Sein ſparen dürfen. 
gilt, Noch hat kein einziger Staat (nicht einmal Belgien, wiewohl Jobard, Mit⸗ 
mus glied der mit Ausarbeitung des Patentgeſetzvorſchlages beauftragten Commiſſion 
eber war) das Monautopol zur Grundlage ſeines Patentgeſetzes gemacht. Wir glauben 
zer auch nicht, daß dies je geſchehen werde. Denn es gehört dazu die volle, den 
und klaren Blick trübende fanatiſche Begeiſterung des Gründers einer Sekte und 
ent- ſeiner Apoſtel (eine Begeiſterung, an deren Aufrichtigkeit bei Jobard und einigen 
t. ſeiner Jünger nicht gezweifelt werden kann), um die praktiſche Unausführbarkeit 
igt, desfMonautopols zu überſehen. Wir wollen gerne zugeben, daß ein Geſetz, welches 
ge jede gewerbliche Erfindung und Verbeſſerung zum ewigen unantaſtbaren und 
bar ausſchließlichen Eigenthum der reſp. Erfinder und Verbeſſerer ſtempelte, für 
lich einige Zeit den Erfindungsgeiſt mächtig anſpornen und eine Maſſe von Erfin⸗ 
ner dern bereichern würde; auf die Länge müßte dies aber die geſammte Gewerbsthatig⸗ 
nat keit in ein lähmendes Kaſtenweſen bannen, das die freie Bewegung der MU- 
das lionen Gewerbetreibender Nichterfinder) zu Gunſten einiger tauſend Erfinder 
nt⸗ hemmen und im Ganzen nur Erſtarrung und Verfall der Induſtrie herbeifüh⸗ 
yts „ren könnte. 
inte Aber wenn auch das Monautopol ſeiner praktiſchen Unausführbarkeit halber 
in: nie zur vollen Wahrheit werden dürfte, ſo übt die eigenthümliche Theorie 
heit welche übrigens ihrem Grundweſen nach viel älter iſt, als der ihr von Jobard 


der gegebene Name, doch überall auf die Anſchauung und Regelung der Patentfrag, 
zn⸗ einen ſichtbaren Einfluß. Wir können natürlich hier nicht auf die theoretiſche 
hm Unterſuchung über die philoſophiſche und juridiſche Begründung des Monauto⸗ 
hn bols eingehen, da dies die Schranken eines Journalartikels und die Beſtimmung 
ie⸗ dieſes Blattes weit überſchritte. Wir müſſen uns darauf beſchränken, gegenüber 
ze, dem behaupteten ausſchließlichen Eigenthumsrecht des Erfinders an die oft ge⸗ 
„ee machte, durch die Geſchichte der Induſtrie vollkommen beſtatigte Bemerkung zu 

erinnern: daß gewerbliche Erfindungen nicht, wie einſt Minerva aus Jupiters 
ohl Haupt entſprungen, mit einem Male ins Leben treten; daß vielmehr die meiſten 
ig (faſt alle) nur Kinder ihrer Zeit, die natürlichen Folgender vorangegangenen Erfin⸗ 
ten 3 dungen, die Frucht des vorhandenen Entwickelungs grades der Induſtrie ſind; 
ge, daß ſonach die Geſammtheit an das „neue Eigenthum beinahe ſo viel Anrecht 


hat, als der Patentnehmer, welcher ſo glücklich war, die reife Frucht zuerſt zu 
erſpähen und zu pflücken, oder höchſtens die durch frühere Anſtrengungen Ande⸗ 
rer halbgereifte Frucht zur vollen Reife zu bringen. 

Betreffs der verſuchten rechtsphiloſophiſchen Begründung des Monautopols 
möge einſtweilen dieſe Bemerkung genügen. Hingegen verdient die geſchichtliche 
und praktiſche Begründung ein näheres Eingehen, weil ſie für unſer praktiſches 
Zeitalter mehr Verführeriſches hat, als das rechtsphiloſophiſche Element, und 
weil eben fe es iſt, welche den eben erwähnten Einfluß auf Beurtheilung und 
Regelung des Patentweſens übt. Zur Steuer der Wahrheit müſſen wir jedoch 
ſofort bemerken, daß die Monautopoliſten pur sang von der geſchichtlichen und 
praktiſchen Beweisführung nur geringen Gebrauch machen, indem ſie von der 
theoretiſchen Richtigkeit und von dem eventuellen glänzenden Erfolg ihres Sy⸗ 
ſtems (von dem bekanntlich Jobard eine völlige Umgeſtaltung des Geſellſchafts⸗ 
lebens erwartet und das er daher auch als „nouvelle Economie sociale“ be⸗ 
zeichnet) ſo feſt überzeugt ſind, daß ſie auf jene Krücken einer vertrauensſchwachen 
Theorie ganz verzichten zu können glauben. Wohl aber wird dieſes Mittel 
reichlich von ihren theilweiſen Anhängern benutzt, d. h. von Jenen, welche 

zwar kein abſolutes Eigenthumsrecht des Erfinders annehmen und daher auch 
für ihn kein ewiges, jedoch ein möglichſt ausgedehntes Monopol verlangen. Eben 
mit dieſen Halb⸗Monautopoliſten haben wir es aber hauptſächlich zu thun, da 
wir, wie geſagt, der reinen Monautopolstheorie ohnehin keine praktiſche Zukunft 
zutrauen. 

England, wo das gewerbliche Leben früher als im übrigen Europa ent⸗ 
wickelt war, hat auch das Erfindungspatentweſen am früheſten geregelt; und 
zwar durch das Statut Jakab J. v. J. 1623, das bis 1. Octbr. 1852 in Kraft 
betand. Dieſes Vorgehen Englands fol nun ein Zweifaches beweiſen: Erſtens 
habe England, dem doch Niemand die richtige Einſicht in die Erforderniſſe des 
Verkehrslebens abſprechen werde, ſchon vor mehr denn zwei Jahrhunderten das 
Eigenthumsrecht des Erfinders, wie die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der 
Patentbegünſtigungen anerkannt; zweitens datire der Aufſchwung der engliſchen 
Induſtrie im 17—19. Jahrhundert eben von jenem Patentgeſetz, was für deſſen 
praktiſche Nützlichkeit und Nachahmenswürdigkeit das glänzendſte Zeugniß ablege. 

Der Doppelbeweis ſchiene unumſtößlich, wäre er nicht grundfalſch. Das 
1623er Statut iſt durchaus kein Patentgeſetz. Es iſt fait das gerade Gegen⸗ 
theil. Sein eigentlicher Zweck war die Abſchaffung aller Privilegien und Mo⸗ 
nopole, welche Gewerbtreibende und Kaufleute, Körperſchaften und Einzelne, in 
der Anarchie der vorangegangenen Jahrhunderte erkauft, erkämpft, ertrotzt oder 
erſchlichen halten, und die man nun mit der alten Freiheit und mit dem Gemein⸗ 
wohl unverträglich fand. Deshalb verfügt der überaus langathmige Artikel 1: „daß 
alle Monopole und Conceſſtonen, Privilegien, Lizenzen, Diplome und Patente, die 
früher gewähr⸗ oder octroirt worden oder künftighin gewährt oder octroirt wür⸗ 
den, welche einer Perſon oder Perſonen, politiſchen Körpern oder andern 
Korporationen geſtatten, irgend einen Gegenſtand ausſchließlich kaufen 
verkaufen, fabriziren, herſtellen, anwenden zu können, ſowie auch jedes andere 
Monopol 
den Geſetzen dieſes Reiches ganz zuwiderlaufen und desharb null und ohne irgend 
einen Effekt ſind und ſein werden und nie in Gebrauch und Anwendung kommen 
dürfen.“ Die Artikel 2— 1 enthalten die weitere Ausführung dieſer Beſtimmung, 
welche auch in der einleitenden Motivirung als der ausſchließliche Gegenſtand 
des Status bezeichnet wird. Erſt im Artikel 5. folgt als Aus nahme die Be⸗ 
ſtimmung: daß die vorſtehenden Verfügungen jedoch nicht auf jene Patente an⸗ 
wendbar feien, welche »dem erſten und wirklichen Erfinder“ gewährt wurden, um 
ausſchließlich im Reiche ſe ie neue Fabrikation zu üben und anzuwenden.“ 

Was iſt nun der Geiſt und Zweck des oft angerufenen Statuts? Ganz 
einfach folgender: Das 13.—16. Jahrhundert war auch in England das goldene 
Zeitalter der Privilegien und Monopole. Jeder Induſtrielle, Kaufmann, Fabri⸗ 
kant, oder jede Gewerbs⸗, Handels⸗ und Fabrikantenzunft konnte fie durch Geld, 
Gewalt, Protection und ähnliche Mittel erlangen. Vielleicht hatten ſie damals 
auch ihren v. nünftigen Daſeinsgrund. Handel und Gewerbe waren noch nicht 
organiſirt, die Kommunicationsmittel ſchlecht und unſicher, Geſetz und Recht noch 
nicht ſehr bef⸗ ſtigt; bei jedem gewerblichen Unternehmen war alſo das Riſico 
groß, der in Ausſicht ſtehende Gewinn gering und unſicher, und nur durch ein Pri⸗ 
vilegium, das dem wagenden Unternehmer für den Fall des Gelin ens die alleiuige 
Ausbeutung ſeines Wageſtückes ſicherte, konnte jenes Mißverhältniß ausgeglichen 
und zur Handels⸗ und Gewerbsthätigkeit angeeifert werden. Das hatte im 17. 
Jahrhundert großentheils aufgehört. Die Monopole hatten keinen haltbaren 
Grund des Fortbeſtandes und traten nur der begonnenen Entwicklung des Ver⸗ 
kehrslebens hemmend entgegen. Man beſchlaß ihre Abſchaffung. Die praktiſchen 
engliſchen Geſetzgeber erkannten jedoch, daß die den Erfindern gewährten 
Monopole eine Ausnahme von dem allgemeinen Verdammnungsurtheil verdienen, 
weil fie erſtens keine geſchenkte, ſondern verdiente Begünſtigungen ſind, und weil 
ſie zweitens bei gehöriger Beſchränkung auch der Geſammtheit durch Aneiferung 
des Erfindungsgeiſtes nutzbringend werden können. Deshalb wurden ausnahms⸗ 
weiſe die Erfindungsmonopole aufrecht erhalten, jedoch verfügt; daß fie 1) den 


Geſetzen nicht zuwider und nicht dem Gemeinwohl nachtheilig ſein dürfen durch 
Erhöhung der Waarenpreiſe, Störung des Handels und allgemeinen Beläſtigung z 
2) nicht über 21 Jahre gelten ſollen, auf welche Dauer ſte auch gewäyrt ſein 
mögen; 3) künftighin ſolche Monopole nicht länger als auf 14 Jahre gegeben 
werden dürfen. 

Hieraus folgt, daß die englifche Geſetzgebung durchaus keinen Eigen⸗ 
thumstitel des Erfinders anerkannte und ihm ebenſowenig ein Recht auf die 
monopoliſirte Ausbeutung ſeiner Erfindung zuerkannte, daß ſie vielmehr mit dem 
1623er Statut alles Monopol⸗ und Patentweſen abſchaffte und nur aus Billigkeits⸗ 
gründen und ſoweit dies mit dem Gemeinintereſſe vereinbar ſchien, ausnahms⸗ 
weife die Erfindungspatente fortbeſtehen ließ. 

Hiemit fällt auch der Beweis, welchen man aus dem angeblichen Erfolg 
des angeblichen Patentgeſetzes für den Onaſi⸗Monautopolismus ziehen will. 
Wenn wirklich der Aufſchwung des engliſchen Verkehrslebens vom 1623er Sta⸗ 
tut her datirt, ſo iſt es natürlich, ihn den Hauptbeſtimmungen, aber nicht der 
einzigen Ausnahmsbeſtimmung deſſelden zuzuſchreiben. Gewerbe und Handel 
haben ſich gehoben, nicht weil Artikel 5. ausnahmsweiſe die Erfindungspatente 
aufrechthielt (denn dieſe waren ja früher noch viel ausgedehnter und wurden 
durch das Statut weſentlich beſchränkt!) ſondern weil Art. 1. bis 4. alle andern 
Patente, Monopole und Privilegien aufhoben und hierdurch dem Verkehrsleben 
die ihm ſo nöthige Freiheit der Bewegung verſchafften. Die Maſſe der gewöhn⸗ 
lichen Gewerbe⸗ und Handeltreibenden, wie die heimiſchen und fremden Erfinder 
konnten nun, ungeſtört von Zunft nnd ähnlichem Unweſen, ihre Kräfte frei ent⸗ 
falten und dadurch Englands Induſtrie zu jener Größe emporbringen, wie ſie 
die Freiheit allein möglich macht und die — wie dies namentlich ſeine neueſte 
Geſchichte zeigt — fortwährend in dem Verhältniß ſtieg, als England einen 
weitern Schritt vorwärts auf dem Gebiete der Handel⸗ und Gewerbfreiheit 
machte. 

Die vielſeitige Verkennung dieſes einfachen Sachverhalts mag auffällig ſchei⸗ 
nen. Der Grund deſſen läßt ſich jedoch leicht nachweiſen. Irren wir nicht, ſo 
iſt es folgender: die engliſchen Patentbeſtimmungen, welche die Grundlage der 
geſammten feſtländiſchen Patenttheorie und Praxis bilden, kamen uns durch ein 
ungeeignetes Medium zu, unter deſſen Einfluß ſie eine weſentliche Fälſchung 
erlitten. 

Dieſes Medium war die 


franzöfifche Conſtituante. Sie war die erſte feſt⸗ 
ländiſche Geſetzgebung, 


welche dem Beiſpiele Englands folgte und durch Auf⸗ 
hebung der Zünfte, Privilegien und Monopole dem Verkehrsleben die natürliche 
Freiheit wiedergab. Wie ihrem Vorbilde vor 170 Jahren, ſo ſchien auch ihr 
jetzt die Ausdehnung dieſer Maßregel bis auf die Erfindungspatente nicht zu⸗ 
laſſtg. Aber die englifchen, Geſetzgeber, welche ihr Reformwerk in ruhigen Zeit⸗ 
läuften vollbrachten, hatten den Muth, die Schwierigkeit offen einzugeſteh en und 
ihr zu Liebe im Art. 5. des 1623er Statuts eme Ausnahmsverfügung zu treffen. 
Das wagte die franzöſiſche Geſetzgebung nicht. Die Prinzipien eiterei und Con⸗ 
ſequenzhaſcherei lag im Geiſte jener Zeit. Auch die Geſetzgebung konnte ſich 
ihrer nicht erwehren, und eines ihrer hervorragendſten Mitglieder ſprach bekannt⸗ 
lich auf der Tribune den Satz aus: daß man lieber eine Colonie opfern, als 
einem Prinzip Abbruch thun ſoll. 

Wie nun aus dieſem Dilemma herauskommen? wie den Erfindern im allge⸗ 
meinen Intereſſe den verdienten Lohn ſichern, ohne dem herrſchenden, allen Mo⸗ 
nopolen und Privilegien den Krieg erklärenden Freiheits⸗ und Gleichheitsprinzip 
untreu zu werden? Man erfand zu dieſem Zwecke die Theorie des Eigenthums⸗ 
titels und des Beſitzrechts des Erfinder. In dem Bericht welchen er in der 
donnerſtägigen Abendſitzung vom 30. Decbr. 1790 im Namen des Ackerbau⸗ 
und Handelscomites an die Nationalverſammlung erſtattete, ſuchte de Boufflers 
den Satz auszuführen, daß kein anderes bewegliches Gut fo unbeſtreithar ſeinem 
Beſitzer gehöre, als die Erfindung unantaſtbares Eigenthum ihres Urhebers fei, 
Der ungeſchmalerte ewige Beſitz derſelben ſtehe ihm alſo ganz natürlich zu, 
und wenn das Geſetz ihm denſelben ſichern, ſo könne von Monopol oder Pri⸗ 
vilegium keine Rede fein, ſondern nur von der Anerkennung eines unzweifelhaften 
Beſitz⸗ und Genußrechts. 

Den Haupteinwand gegen dieſe Anſicht deuteten wir bereits oben an. Ihn 
hier näher auszuführen, wäre um fo überflüffiger, als wir in den weitern 
Artikeln ſehen werden, daß weder das Comité und feine Berichterſtatter Knoch 
die Natlonalverſammlung fie ernſtlich nahm, daß vielmehr ihre Geſetzbeſtimmun⸗ 
gen die Theorie, aus der ſie angeblich hergeleitet wurden, vollſtändig über den 
Haufen warfen. Das Ganze war eben nur eine Conceſſion an den nivelltrungs⸗ 
ſüchtigen, monopolfeindlichen Zeitgeiſt, dem zu Liebe man das Monopol auch 
dort, wo es aus Billigkeits⸗ und Gemeinwohlsgründen erhaltens werth ſchien, 
nicht beim rechten Namen nennen wollte. Erſt hinterher wurde, bald unwiſſent⸗ 
lich, bald gefliſſentlich, die Maske von Vielen für acht genommen, dadurch die 
Grundidee des Patentweſens gefälſcht und allmälig zur reinen oder Quaſi⸗Mo⸗ 
nautopolstheorie herausgebildet. 

Wenn wir derart das Erfindungspatent ſeiner Geneſis und ſeinem Grund⸗ 
weſen nach als Monopol oder Privilegium bezeichnen, ſo ſoll hiemit keineswegs 
gegen das engliſche Statut von 1623 oder gegen das franzöſiſche Geſetz von 1791, 


noch gegen das Patentweſen überhaupt ein Tadel ausgeſprochen werden. 
glauben, daß die Theorienreiterei in der Volkswirthſchaft ebenſowenig am Ort⸗ 
iſt, als anf jedem andern Gebiete, i 
Fragen handelt. So ſehr wir im All 
abhold ſind, ſo werden wir doch keineswegs ihre abſolute Unzuläſſigkeit be⸗ 
haupten wollen. Wir verdammen ſie, 
günſtigungen ſind und weil ſie das Gemeinweſen zu Gunſten des Sonderintereſſe 
benachtheiligen. Wo aber, wie dies bei den Erfindungspatenten der Fall, das 
Privilegium verdient, weil es nur der wohlerworbene Lohn der geiſtigen oder 
materiellen Arbeit, der gehabten Auslagen an Geld, Mühe und Zeit iſt, wo es fer⸗ 
ner mit dem Sonder⸗ auch das Gemeinintereſſe fördert: da erkennen wir es als 
vollberechtigt an, wie anrüchig auch ſein Titel ſcheinen mag. 
Die Bezeichnung Monopol oder Privilegium fol daher den Werth und die 15 
Berechtigung des Erfindungspatents nicht im Eutfernteſten verkümmern. Wir vor 
verlangen nur, daß das Kind beim rechten Namen genannt werde, weil nur ſo W 


den gefährlichen Verirrungen und Verwechſelungen vorgebeugt, weil nur dann W 
Zweck und Aufgabe der Patentgeſetzgebung richtig erkannt zu werden vermag. 
Iſt namlich das Patent nur ein ausnahmsweiſe zuläſſiges Privilegium, fo f 0 
folgt von ſelbſt, daß Umfang und Dauer deſſelben nicht über ſeine ausnahms⸗ wi 
weiſen Zulaſſungsgründe hinausreichen dürfen. Mit andern Worten: daß das 8: 
Erfindungspatent 1) nur dort, aber dort auch ohne Ausnahme, zu gewähren iſt, ; 
wo es wirklich als verdienter Lohn und nicht als unverdiente Begünſtigung er⸗ ſpr 
ſcheint, und daß es 2) nach Umfang und Dauer nur ſo weit ſich erſtrecken darf, un 
als das Gemeinintereſſe wirklich mit dem Sonderintereſſe gefördert, aber weichen Ke 
muß, wo erſteres durch letzteres gefährdet werden würde. 
Wir müſſen abbrechen, da dieſe Einleitung ſchon viel länger geworden, als 
wir beabfichtigt und gewünſcht. Es ſchien uns jedoch unerläßlich, vorerſt den 
Geſichtspunkt feſtzuſtellen, der, glauben wir, beim Patentweſen maßgebend ſein for 
ſollte. Wir wollen fest die bedeutendſten Elemente des Patentweſens einzeln W̃ 
durchgehen, bei jedem derſelben die intereſſanteren Geſetzbeſtimmungen der ver koi 
ſchiedenen Staaten die Revue paſſiren laſſen und zum Schluß die Grundzüge der 
der gegenwartigen Patentgeſetzgebung in gedrängter Ueberſicht zuſammenfaſſen. fel 
J. E. Horn. kla 
nie 
Ke 
Handelsrechtliches. * 
Ausgewählte Gutachten der Handelskammer zu Frankfurt | 
am Main. FR 
So eben find unter obigem Titel ausgewählte Parere der Frankfurter 
Handelskammer von Dr, jur. K. Malß im Buchhandel erſchienen. Der 
Verfaſſer bemerkt in dem Vorwort ſehr richtig, daß da, wo Handelsgeſetz⸗ un 
bücher nicht beſtehen, der Han dels gebrauch die wichtigſte und faft einzige dri 
Quelle des Handelsrechts bilde, und daß in zweifelhaften Fällen das Gut: die 
achten der aus den erfahrenſten Kaufleuten eines Handelsplatzes gebildeten fol 
Handelsgremien um fo mehr Beachtung verdiene, wenn daſſelbe aus einer ber 
collegialiſchen Berathung, unter Aſſiſtenz eines Rechts kundigen, hervorgegan⸗ ſch 
gen ſei. Dieſe im Allgemeinen ſchon wohlbegründete Anſicht gewinnt für ihr 
Frankfurt dadurch eine beſondere Bedeutung, daß daſelbſt auffallenderweiſe B 
gar kein Handelsgericht beſteht, ſondern alle ſtreitigen Handelsſachen 
dem gewöhnlichen Rechtsverfahren unterliegen und durch alle weitläuftigen no 
Formalitäten ꝛc. des gemeinen Proceßverfahrens durchgetrieben werden müſſen. die 
Eine Folge davon iſt, daß der Geſchäftsmann hierorts cinen Nechtsſtreit A. 
über Handelsſachen mehr ſcheut wie das Feuer und ſich lieber zu einem er⸗ als 
heblichen Verluſt verſteht, ehe er es zu einem Proceß kommen läßt, der B 
ihn noch fein gutes Geld koſtet und auf lange Jahre überfliſſigen Stoff ur 
zu einer Gallenkrankheit bereitet. Nun empfindet man zwar auch in Frank⸗ 
furt das Bedürfniß eines Handelsgerichts fo gut, wie das verſchiedener an- 
derer legislativer und organiſcher Reformen, die trotz ihrer Dringlichkeit einer 
Löſung noch in unbeſlimmter Zukunft harren. Bereits mehrfach hat die an 
geſcgebende Verſammlung Anträge auf Herſtellung eines Handelsgerichts E 
gerichtet; der Frankfurter Senat behauptet aber, vermöge der von ihm ein- 
genommenen ſingulären Stellung und principiellen Abneigung gegen alle 
Aenderung beſtehender Zuſtände, die Einrichtung eines Handelsgerichts ſei e 
deßhalb unthunlich, weil ein Handelsgeſetzbuch nicht vorhanden ſei. 5 
Vorſchläge in diefer Beziehung find jedoch bis jetzt eben ſo wenig gemacht ob 
als in Ausſicht geſtellt. Einfacher wäre es freilich, wenn man ſich der An⸗ du 
ſicht nicht verſchließen wollte, daß gerade da, wo ein Handelsgeſetzbuch fehlt, m 
ein Handelsgericht um fo dringenderes Bedürfniß, weil nur fo das factiſche Ii 
Recht des Handelsgebrauchs zur wohlbegründeten und wohlverdienten 2 
Wirkſamkeit gelangen kann.“) Abgeſehen von der localen Bedeutung jener A 
% Das Handelsgericht zu Bremen iſt wohl der befte Beweis dafür, daß fet 
geſchriebene Geſetzbücher nicht eine nothwendige Vorausſetzung für Schöffenge⸗ d 
dichte in Handelsſachen find. Wie glauben fogar, daß Handelsgeſetzbücher, 0 
welche ſich nicht auf eine langjährige egen dehnten Praxis ſolcher Gerichte 18 
ründen, ſteis mangelhaft fein müſſen. Lord ) ansfield war ebenfalls der An⸗ ne 
ſicht, was Gutes am engliſchen Handelsrecht ſei, aebuhre dem Einfluß der Jury, fa 


welcher bekanntlich in England auch der Ausſpruch über special customs zuſteht. 


D. Red. 


Gutachten⸗Sammlung befigt dieſelbe zweifellos einen allgemeinen Werth, der 
rtb noch erhöht werden wird, ſobald auch an andern Handelsplätzen derartige 
Sammlungen zu Stande kommen. Die Fälle ſind mit Umſicht und Takt 
ausgewählt, und möchten beſonders die Gutachten über das Staatspapier⸗ 
geſchäft das Intereſſe der Juriſten und Laien anzuſprechen haben, weil hier 
„das geltende römiſche Recht doch offenbar nicht ausreicht. Als beſte Em⸗ 
pfehlung des Buches theilen wir nachſtehend einige Parere im Auszuge mit, 
da dieſelben eine allgemeine Bedeutung beſitzen und zugleich für das Urtheil 
der Frankfurter Handelskammer günſtiges Zeugniß ablegen. 


IJ. Sachverhalt. 


A. ſchuldet dem auswärts wohnenden B. für gelieferte Waare 2952 fl. 
ie 15 kr. und ſchickt ihm dafür eine dieſem Betrage genau entſprechende Tratte 
ir don 1687 Thlr. preuß. Cour. auf Berlin. Er girirt die Tratte mit den 
ſo Worten: „Für mich an die Ordre des Herrn B., Werth in Rechnung.“ 
m B. zeigt ihm den Empfang an, indem er dem A ſchreibt: „Mit Ihrem 

Werthen vom 18. d. M. übermachen Sie mir 1687 Thlr. per 9. October 
Jauf Berlin, welche ich Ihnen nach Eingang gutſchreiben werde.“ Die 
Tratte, welche inzwiſchen durch Indoſſament in andere Hände gelangt war, 
wurde beim Verfall proteſtirt. B. will Klage gegen U. erheben; es ent⸗ 
ſteht nun die Frage: 
„Muß B. die Wechſelregreßklage anſtellen, oder kann er, weil die ur⸗ 
„ ſprüngliche Waarenforderung neben der Wechſelforderung fortbeſtanden hat, 
f, unter gleichzeitiger Rückgabe des proteſtirten Wechſels, die Klage aus dem 
n Kaufcontrakt im ordentlichen Proceß anftellen ? 


3. 
8 


2 
“r 


Gutachten. 


Wir können die Anſicht nicht billigen, daß die urſprüngliche Waaren⸗ 
forderung neben der Wechſelforderung fortbeſtanden habe, vielmehr war die 
Wechſelforderung des B. durch die Rimeſſe auf Berlin ausgeglichen, und 
konnte nicht A. gleichzeitig in doppelter Verbindlichkeit ſtehen, einmal aus 
der Waarenſchuld und dann noch daneben aus dem von ihm girirten Wech⸗ 
ſel über den nämlichen Betrag. Demzufolge muß B. allerdings die Regreß⸗ 
klage aus dem Mangels⸗Jahlung proteſtirten Wechſel anſtellen, kann aber 
nicht unter einfacher Jurückgabe deſſelben eine Klage aus dem urſprünglichen 
Kaufvertrag im ordentlichen Proceß erheben, wenn er nicht gewärtigen will, 
daß ihm ſogleich die Einrede der erfolgten Bezahlung mit zerſtörender Wir⸗ 
kung entgegengeſetzt werde. 

Frankfurt den 2. Auguſt 1849. 


II. Sachverhalt. 


A. ſchuldet dem auswärts wohnenden B. für gelieferte Waare 1000 fl. 
und überſendet ihm dafür eine acceptirte Tratte von 1000 fl. auf einen 
dritten Platz. Dieſen Wechſel girirt er mit den Worten: „Für mich an 
die Ordre des Herrn B., Werth in Rechnung.“ B. antwortet darauf wie 
folgt: Mit Ihrem Werthen vom 18. d. M. übermachen Sie mir 1000 fl. 
per 9. October auf N., welche ich Ihnen nach Eingang mit 1000 fl. gut⸗ 
ſchreiben werde.“ B. girirt den Wechſel weiter und der letzte Girant läßt 
ihn präjudiciren, ſo daß der Wechſel von dem inmittelſt fallit gewordenen 
Bezogenen nicht eingelöſt wird. 

Kann B., welcher des Präjudices ungeachtet den Wechſel zurückge⸗ 
nommen hat, wegen des vorbehaltenen Eingangs in ſeiner Empfangsanzeige 
die urſprüngliche Waarenforderung bei A, in Anſpruch nehmen und dem 
A. den Wechſel zurückgeben? Sollte die urſprüngliche Schuld auch nicht 
als durch die Remittirung des Wechſels getilgt betrachtet werden, iſt nicht 
B. mindeſtens für die Präjudicirung des Wechſels verantwortlich und die 
urſprüngliche Schuld nicht als hierdurch compenſirt zu erachten? 


Gutachten. 


Indem B. die acceptirte Tratte an Zahlung für feine Waarenforderung 
annahm, erſcheint die letztere ſelbſt als ausgeglichen. Die Worte feiner 
»Empfangsanzeige: a 5 
„fl. 1000, welche ich Ihnen nach Eingang mit fl. 1000 gutſchreiben 
werde; 
geben nur den Sinn, daß er den Wechſelregreß ſich vorbehalte, wenn der 
Wechſel nicht bezahlt werde; der Wechſelregreß iſt aber durch gehörige Be- 
obachtung der wechſelmäßigen Verpflichtungen des Inhabers bedingt. Ward 
durch Nichtbeobachtung ſolcher wechſelmäßiger Verpflichtungen der Wechſel 
mit Präjudiz behaftet, und B. nahm ihn deſſenungeachtet von einem ſpätern 
ndoffatar zurück, fo that er dies auf ſeine Gefahr; die ausgeglichene 
Waarenſchuld lebte aber nicht dadurch wieder auf, daß der Bezogene und 
Acceptant den präjudicirten Wechſel nicht bezahlte. e 
Es ergibt ſich hieraus, daß B. an und für ſich und principaliter 
ſeine urſprüngliche Waarenforderung gegen A. nicht in Anſpruch nehmen 
darf und demſelben den präjudicirten Wechſel nicht zurückgeben kann 5 daß 
B. jedenfalls für die Präjudicirung des Wechſels, den er nicht hätte zurück“ 
F nehmen follen, verantwortlich iſt, daß er nur noch im gewöhnlichen Ver⸗ 
ahten diejenigen verklagen kann, die ſich ſonſt mit feinem Schaden unge. 


mn N aa a Qu 


rechter Weiſe bereichern würden, und daß die urſprüngliche Waarenſchuld 
des A. hierbei nur noch inſofern in Betracht kommt, als derſelbe etwa 
durch Nichtbezahlung des Betrags der Waarenfactura und durch Nichtzu⸗ 
rücknahme des Wechſels ſich mit dem Schaden des B. ungerechter Weiſe 
bereichern möchte, worüber B., wenn er ſolchen Satz behauptet, den Beweis 
je nach Geſtaltung der Thatſachen zu erbringen hätte. 

Frankfurt, den 30. Mai 1849. 


III. Sachverhalt. 


Es handelt ſich hier um Feſtſtellung des Frankfurter Handelsgebrauchs 
rückſichtlich einer von einem auswärtigen Gericht aufgeworfenen Frage, welche 
alſo geſtellt war: „Ob der Verkäufer, welchem zur Abtragung einer 
Waarenſchuld ein Wechſel überſendet worden, erſt alsdann klagend aus der 
Waarenſchuld auftreten könne, wenn er den Wechſel mit Proteſt⸗Inſtrument 
Mangels⸗Zahlung an den Schuldner zurüdgefendet habe 2“ 


Gutachten. 


Die Zurückſendung des als Gegenwerth für eine Waarenſchuld gege⸗ 
benen und Maagels⸗Jahlung proteſtirten Wechſels mit dem Mangels⸗Jahlungs⸗ 
proteſt an den Waarenſchuldner, der einen ſolchen Wechſel zur Abtragung 
der Waarenſchuld dem Verkäufer der Waare überſendet hatte, iſt ein Ge⸗ 
genſtand wechſelmäßiger Behandlung, und kann bei einer Erörterung über 
den Wechſelregreß zur Sprache kommen, und zwar kann auch zur 
Salvirung des Wechſelregreſſes nicht die Zurückſendung des Wechſels erfor⸗ 
derlich ſein, ſondern es muß nur der Proteſt zeitig eingeſendet oder vorge⸗ 
zeigt worden ſein, wenn der Wechſelregreß gegen wen Rechtens gewahrt 
werden ſoll. Anders verhalt es ſich für eine Klage aus einer Waaren⸗ 
ſchuld, welche auch, falls der Wechſel wegen unterlaſſener Proteſtirung 
oder verſäumter Notification präjudicirt iſt, dann mit rechtlichem Erfolg an⸗ 
geſtellt werden kann, wenn mit ſolcher Forderungsklage die Behauptung ver⸗ 
bunden iſt, daß der Beklagte, wenn er die Schuld nicht bezahle und den 
Wechſel dagegen nicht wieder an ſich nähme, ſich mit dem Schaden des 
Wechſelinhabers ungerechter Weiſe bereichern würde, und es läßt ſich daher 

„nach den in Frankfurt beſtehenden Handelsuſancen und handelsrechtlichen 
Grundſätzen nicht für alle Fälle behaupten, daß der Verkaufer, welchem 
zur Abtragung einer Waarenſchuld ein Wechſel üderſendet worden iſt, erſt 
alsdann klagend aus der Waarenſchuld auftreten könne, wenn er den Wechſel 
mit einem Proteſt⸗Inſtrument Mangels⸗Zahlung an den (Waaren⸗) Schuld⸗ 
ner zurückgeſendet habe. 

Frankfurt, den 25. Oct. 1844. 
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Aus der Havanna. Erfahrungen und Anſichten über die Fabrication der 
ächten Cigarren ꝛc. von F. H. Meyer, Bremen 1854. In Commiſſion von 
C. Schünemanns Buchhandlung. 54 S. 


Der Verfaſſer iſt der Anſicht, daß die Cigarrenfabrication in der Ha⸗ 
vana zweckmäßiger, ſorgfältiger und vollſtändiger als hier zu Lande einge⸗ 
richtet, und nur dieſem Umſtande es zuzuſchreiben ſei, daß die importirten 
ächten Cigarren aromatiſcher riechen und angenehmer ſchmecken, als das 
deutſche Fabricat. Wollte man die Fabrication bei uns ebenſo betreiben, was 
namentlich im Sommer der Fall ſein könne, ſo würden nach ſeiner Mei⸗ 
nung die deutſchen Cigarren hinter den Havaneſern nur wenig zurückſtehen. 
In der Abſicht, der vaterländiſchen Induſtrie einen Dienſt zu erweiſen, be⸗ 
ſchreibt daher Herr Meyer das in Cuba bei der Behandlung des Tabaks 
und der Verferfigung der Cigarren zur Anwendung kommende Verfahren 
ausführlich durch alle Stadien. Seine Erfahrungen hat derſelbe während 
eines mehrjährigen Aufenthaltes an Ort und Stelle geſammelt. Wir be⸗ 
trachten es als eine verdienſtliche Beſchäftigung für junge Kaufleute, welche 
in ferne Länder hinausziehen, ihre Beobachtungen aufzuzeichnen und durch 
den Druck zum Gemeingut ihrer Landsleute zu machen. Würde das Beiſpiel 
des Verfaſſers von Anderen befolgt, ſo könnte daraus ein Zweig der Litte⸗ 
ratur erwachſen, welcher zweifelsohne einen ſpecifiſchen Werth für Handel und 
Gewerbe hätte. Wir ſind überzeugt, daß in dem vorliegenden kleinen Buch 
Fabrikanten nützliche Fingerzeige finden werden; wir möchten es aber auch rau⸗ 
chenden Laienbrüdern zur unterhaltenden Lectüre bei einer duftenden Cigarre em⸗ 
pfehlen, damit ſie, den wahren Werth des verbrennenden Krautes erkennend, 
ihren Genuß ſteigern — oder, indem ſie einige der minder appetitlichen 
Küchengeheimniſſe erfahren, ſich im Voraus auf die Zeit freuen, wo ihnen, 
Dank den patriotiſchen Beſtrebungen des Herrn Meyer, daſſelbe Gut gleich 
ſchmackhaft und dabei reinlicher und billiger aus den Händen deutſcher 
Fabricanten gereicht werden wird. 


Perlicherungsweſen. 


Seeverſicherung. 


Abgeſehen von den beſtimmten Procentfägen, von welchen nach dem 
Vorſtehenden der Erſatz des Schadens abhängig iſt, enthalten der H. P. 
und die B. V. B. beſondere Beſtimmungen über Leccage bei flüſſigen 
Waaren. 

H. P. F. 99: Bei flüſſigen Waaren erſetzt der Verſicherer die Extra⸗Leccage 
nur in dem Falle, wenn das Schiff durch Stoßen auf den Grund oder durch 
ſtattgefundene An⸗ oder Ueberſegelung eine heftige Erſchütterung erfahren hat, 
oder wenn das Schiff von höherer Macht (f. §. 59) arreſtirt oder aufgebracht 
und länger als 3 Monate vom Tage der Anhaltung feſtgehalten, oder wenn das 
Schiff in einem Nothhafen, den daſſelbe wegen Kriegsgefahr oder blokirten Be⸗ 
ſtimmungshafens anging, länger als 3 Monate verbleiben mußte, oder die 
Waaren im Nothhafen entlöſcht worden ſind. 

Bet Baumöl in Faſſern ohne eiſerne Reifen, bei Wein, Branntwein, Eſſig, 
allen Saat⸗ und Terpentinölen, Thran, Theer, Syrup bezahlt der Verſicherer 
in keinem Falle die erſten 10 %, bei Baumöl in Fäſſern mit eiſernen Reifen 
nicht die erſten 5 % (gewöhnliche Leccage). 

Beim Verkauf im Nothhafen findet der vorgedachte Abzug von reſp. 5 oder 
10% nicht ſtatt. 

B. V. B. 6. 21: Flüſſige Waaren, unter einer allgemeinen oder beſonderen 
Benennung, find nur in den nachſtehend sub. A dieſes $. benannten Fallen für 
Leccagie oder Bruch verficher., und zwar unter den folgenden, sub. B. beſtimm⸗ 
ten Abzügen für gewöhnliche Leccagie. 

A. Fälle, die Anſpruch auf Vergütung für Leccagie oder Bruch begründen: 

1) wenn die Ladung in einem Nothhafen entladen wartz 

2) wean das Schiff aufgebracht und länger als 2 Monate angehalten ge⸗ 
weſen, auch der Kriegsmoleſt nicht von der Verſicherung ausgenommen), oder 
dieſelbe nur für Seegefahr geſchloſſen war; 

3) im Strandungsfalle, mit Beziehung auf §. 18: 

4) wenn das Schiff geſtoß n, d. h. mit Heftigkeit einen feſten oder harten 
Grund berührt hat, ohne darauf ſitzen zu bleiben; oder auch, wenn daſſelbe 
durch Anſegeln eine heftige Erſchütterung erlitten hat. 

B. Abzug für gewöhnliche Leccagie. 

a. bei Reifen nach einem Hafen an der Nordſee: 


auf weißen Wein von Bordeau- 4% 
u rothen u 77 17 e e ene 1 3 7 
„ beide, auf dee Muc... D 8 „ 
„ weißen Wein, von den übrigen Häfen in der Bucht von Frankreich 6 
„rothen Wein, desgl,. 4 5 
„ Wein von Liſſabon und Porto rea ee ch A 
„ Wein von dir Spaniſchen und Franzöſiſchen Hafen im Mittel⸗ 

ländiſchen Meer as act en 5 
„ Wein von Italie. 5 „ 
„Branntwein von Frankreich oder Spanien. 4 
„ Eſſig von Frankercgeũr nennen 3" 
„ Rum von Engle dd. 5 „ 

„ Rum von Weft'ndier oder Nordamer keaã am. 8 „ 
NDS IDG ner eee ee eee 10 „ 
a ne ee eg oe 10 
m. Honig von Weſtin dien 10 „ 
„ Syrup von Caglend oder Frankceic h e eee 8 „ 
„ FTerpentinöl von Häfen Europas, in doppelten Fäſſern 5 4 
„ desgleichen in einfachen Fäſſe enn 10 „ 
„desgleichen von Amerika 5% mehr 
„ Thran von Nordamerika mit Reduction von 31%, Gallon zur 

hieſtgen Tonne A ee e, a e 5 „7 

„ Thran von England mit Reduction der Imperial Tun zu 9¼ 

hieſige Tonne nnn. 3 „7 
„ Thran, direct von dee Fiſcherei in der Südſenſ 10 17 


„ Hanföl, Thran und Theer, aus Rußland, Norwegen oder Schweden 5 , 
„ Olivenöl aus Hafen des Mittelländiſchen Meeres in Fäſſern mit 
eiſernen Reif cet ce 
b. von Europäiſchen Häfen nach Weſtindien und Amerika: 
auf Wein, Branntwein, Eſſig, Oel und Theer in gewöhnlicher Fuſtage 5 , 
c. von einem Hafen der Nordſee nach einem andern derſelben oder der Oſtſee: 
auf Wein, Branntwein, Rum, Syrup, Honig, Oel und Thrann 3 75 
Bei ſonſtigen hier nicht benannten Gegenſtänden und Reiſen findet ein den 
obigen Beſtimmungen angemeſſenes Verhältniß ſtatt. 


5" 


Die Vergütung eines Mehreren tritt aber nur dann ein, wenn die gefundene 
Leccagie einer jeden Taxe dieſe als gewöhnlich angenommene Leccagie um 3 % 
überſteigt. 

An Flüſſigkeiten aller Art in Flaſchen und Krügen werden, wenn Defecte in 
obigen Fällen zur Vergütung kommen, die erſten 5%, abgezogen. 

Die Ausmittelung des Gewichts oder des Maaßes, welches be⸗ 
ſchädigte Güter im unbeſchädigten Zuſtande gehabt haben, erfolgt ebenwohl 
nach beſtimmten Grundſätzen. 

B. V. B. §. 20: Wenn verſicherte Güter im beſchädigten Zuſtande den 
Beſtimmungsort erreichen, und zur Berechnung des Schadens das Gewicht oder 
die Maße ausgemittelt werden muß, welche dieſelben in unbeſchädigtem Zuſtande 
gehabt hätten, ſo iſt ſolches in der Regel nach der mittleren Auslieferung gleicher 
Güter unter ähnlichen Umſtänden anzunehmen, inſofern darüber keine aus drück⸗ 
liche Beſtimmung im Nachſtehenden, oder in der Police gemacht iſt. 

Dieſe ausdrückliche Beſtimmung tritt ein: 

1) bei der Auslieferung des Gewichts von rohem Zucker. 

Es wird nämlich angenommen: a. daß roher Zucker in Kiſten in unbe: 
ſchädigtem Zuſtande, wie folgt, nach hüſigem Gewicht ausliefern müßte: 


die Spaniſche Brutto Ar ohbee 8 23 8 
die Bfäſſſche Bunde 8 22 

desgl. Netto ee e eee 26 711, 
der Eugüſche Brutto Center . „ RT. Er. 2 er 101 „ 
von den Vereinigten Staaten von Nordamerika die 100 S. 90 „ 
von Frankreich und Holland die 50 Kilogr. Bruttoo»ncnn 100 
ferner in Kranjangs von Java der Netto Pill... unn... 117½ % 


Als Regel gilt feiner: b. daß dieſe Gewichts⸗Reduction auf beſchädigte 
Muscovaden und Baſtern⸗Zucker in Fäſſern nur Anwendung findet, wenn keine 
unbeſchädigte gleiche Waare bei demſelben oder mit einem gleichzeitig expedirten 
andern Schiffe, zur Norm vorhanden iſt, und daß von dem durch jene Gewichts⸗ 
reduction ermittelten Schaden für gewöhnliches Untergewicht 5 % abgezogen w. den. 

2) Bei Tabak und ſolchen andern Gütern, die durch Beſchädigung keine 
Verminderung des Gewichts erleiden konnen, darf das berechnete geſunde Ge⸗ 
wicht niemals höher als das gelieferte Gewicht im beſchädigten Zuſtande ſein, 
vielmehr muß, den Umſtänden nach, ein angemeſſenes Verhältniß zwiſchen beiden 
ſtattfinden. 

3) Bei Getreide und ſolchen andern gemeſſenen troauen Waaren, die durch 
Beſchädigung keine Verminderung der Maaße erleiden, darf dem Verſicherer 
nur in dem Falle eine Untermaaße zur Laſt gebracht werden, wenn durch Pum⸗ 
pen oder auf ſonſtige Weiſe ein Verluſt entſtanden iſt, der in ſich ſelbſt oder in 
Verbindung mit der etwaigen Beſchädigung, die vorbehaltenen Procente der 
Beſchädigung erreicht, reſp. überſchreitet. 

H. P. 5. 101: Folgendes Rediment wird angenommen: Spaniſches Ge⸗ 
wicht: Brutto⸗Arroba von 238 Spauiſch = 23½ T. Portorico und Cuba 
Muscovaden Netto⸗Arroba von 25 N Spaniſch — 21 ½ T. Portugieſiſches und 
Braſiliſches Gewicht: Bei Caffee Netto⸗A. oba = 294,8. Bei Zucker Brutko⸗ 
Arroba = 30 F. Bei Zucker Netto⸗Arroba bei weißem in Kiſten — 27 ½ W. 
Bei Zucker Nelto⸗Arroba in Säcken und Quarten = 26½ P. Bei Zucker 
Neleo⸗Arroba bei braunen in Kiſten = 27 F. Bei Zucker Netto⸗Arroba in 
Säcken und Quarten = 26%. Däniſches Gewicht: 3% Avance. Däniſches 
Gewicht, außerdem bei Zucker von St. Thomas und St. Croix, dortiges Gr: 
zeugniß 5¼ / Rabatt. Gewicht von St. Domingo: Pari. Gewicht von Eng⸗ 
land und Nordamerika: 1 Cir. = 1048. Gewicht von St. Petersburg: 
1 Pud = 33½ F. Gewicht von Bremen: 3 % Avance. 100 Kilogr. = 
206 ½½ F. Hieſiges Gewicht nach Preußen: 3 % Avance. Oel vou Gallipoli 
1 Sam = 2958. Getreide: Hamburg und Preußen — Pari. Hamburg 
nach Holland: 56 Faß = 1 Holl. Laſt. Hamburg nach England: 1 Laſt — 


7. 


11½ Quarter. Dänemark nach Hamburg: 23 Tonnen — 1 Laſt. Dänemark 


nach Holland: 22 Tonnen — 1 Laſt. Hamburg nach England: 21 Tonnen = 
10 Quarter. Rußland nach Hamburg: 16 Tſcheiwert — 1 Hamb. Laſt. Ruß⸗ 
laud nach Holland: 15 Tſchetwiet 1 Holl. Laſt. 

Ferner H. P. 94: Falls die Bi iche⸗ung von rohen und von zerſtampften 
Zuckern in Kiſten und Fäſſern mit der Bedingung frei von 3, 5 oder 10% 
Untergewicht“ genommen iſt, wird nur dann vom Verſicherer Schaden erſetzt, 
wenn an den beſchädigten Zuckern ein Untergewicht am Brutto⸗Gewicht des 
als Taxe in der Police beſtimmten Quantums, bei weißen Zuckern über 3% 3 
bei gelben und braunen Zuckern über 5% ; bei Muscovaden aus Weſtindien 
über 10 % ſich berechnet. Der Ve. ſicherte hat die Original ⸗Factura oder 
Gewichts⸗Nota zu produciren, und wird das Gewicht in derſelben nach dem 
auf hleſigem Dispache⸗Comptoir üblichen Rendiment (f. $. 101) regulirt; 


* 


die Zuckern müſſen aber ſofort nach der Löſchung ohne Abſchlag eingewogen 
werden. Nur wenn das vorſtehend beſtimmte Untergewicht ſich ergibt, iſt die 


Beſchädigung der Zuckern zur Laſt des Verſichers, und derſelbe gehalten, den 
Schaden anzuerkennen und nach $. 96 berechnet, zu vergüten. Schaden an be⸗ 


ſchädigten Zuckern, die nicht jenes befiimmte Untergewicht nachweiſen, ſowie auch 
Untergewicht an unbeſchädigten Zuckern, erſetzt der Verſicherer nicht. 

Falls Zuckern wegen Beſchädigung im Nothhafen verkauft werden, findet 
die Bedingung der Police in Bezug auf das Untergewicht keine Anwendung, 
und der Schaden wird erſetzt, ſobald derſelbe 5% , bei Muscovaden aus Weſt⸗ 
indien 10%, von der Werthtaxe überſteigt. 

Rohe Zuckern oder raffinirte, zerſtampfte Zuckern, nicht in Fäſſern oder 
Kiſten, ſind allemal als mit dee Bedingung „frei von Beſchadigung, ausge⸗ 
nommen im Strandungsfalle, verſichert zu betrachten, wenn nicht ausdrücklich 
in der Police eine andeee Bedingung genehmigt worden. 

Ferner H. P. §. 100: Bei behaltener Ankunf! des Schiffs wird Unter⸗ 
maaß oder Untergewicht an unbefchädigten Gütern niemals vom Verſicherer er etzt. 

Rückſichtlich der geretteten unb eſchädigten Güter beſtimmt 
der H. P. 8. 114 Abſatz 3 u. 4 und am Schluß: 

Wenn die Weiterbeförderung der geretteten unbeſchädigten Güter unverhält⸗ 
nißmäßige Koſten verurſacht, ſo iſt der Verſicherer berechtigt, den Verkauf der⸗ 
ſeiben am Havarie⸗Platze zu verlangen. 

Bel der Auswahl der zur Weſterbeförderung zu befrachtenden Schiffe iſt 
möglichſt nach dem Willen des Ve- ſicherers zu v. fahren und auf die Zollgeſetze 
des Beſtemmungshafens Rücklicht zu nehmen; die geſchehene Befrachtung iſt 
ſobald es füglich und möglich iſt dem Verſicherer anzuzeigen, und geht die 
Gefahr in dieſen Fahrzeugen nach Maßgabe von 5. 57 auf den Verſicherer der 
Güter über. 

Das Provenue der verkauften Gegenſtände einzuziehen iſt Obliegenheit des 
Verſicherten. 


(Fortſetzung folgt.) 


Die Bornſſia und ihre Gegner. 
(Eingeſandt.) 
Motto: Audiatur et altera pars! 

Ein Schreiben in Nr. 146 des Bremer Handelsblattes ſtellt die Lage 
der Boruffia als bedenklich dar und ertheilt Rathſchläge, der Geſellſchaft auf⸗ 
zuhelfen. Das Ganze iſt geeignet, Mißtrauen gegen die Boruſſia zu erregen, 
und bedarf um ſo mehr einer Berichtigung, als alle Verſicherung⸗Geſell⸗ 
ſchaften ein gleiches Intereſſe haben, die Theorie zurückzuweiſen, daß die 
Sicherheit des Publicums dadurch beeinträchtigt werde, daß die Jahresrech⸗ 
nung einer Geſellſchaft ungünſtig abſchließe. Für das Vertrauen des Pu⸗ 
blicums können vernüaftigerweiſe nur 2 Punkte maßgebend ſein. 

1. Die Pünktlichkeit mit welcher eine Verſicherungs⸗Geſellſchaft ihre 
Schaden zu berichtigen pflegt. 

2. Die Sicherheit, welche das Verhältniß des Vermögens der 
ſchaft zu der von dieſer übernommenen Gefahr bietet. 

An Pünktlichkeit, der Zahlung iſt die Boruſſig von keiner Geſellſchaft 
übertroffen, die größten Schaden ſind im kürzeſten Zeitraume berichtigt wor⸗ 
den. Was die Sicherheit anbetrifft, ſo genügt der Vergleich mit den übri⸗ 
gen Geſellſchaften, zu welchem Zwecke wir die Sicherheit hier in Procenten 
ON und das Verhältniß des Riſicos zum Capital in Thalern dar⸗ 

ellen. 


Geſell⸗ 


Verſicherungsſum. Sicherheit Riſico auf 


Geſellſchaften am Jahres chluß Vermögen in % je Capit. 
Aachner Münchener 620,000,000 4,668,460 075 1 
Magdeburger 300,000,000 2,407,100 030 125 
Colonia. 405,000,000 4,122,940 102 98 
Elberfelder 167,500,000 2,284,000 13° 73 
Schleſiſche. ..... . 135,000,000 2,186,000 162 62 
Deutſcher Phönir - 292,986,000 6,177,000 210 48 
Boruffia-.:+-.+- 82,000,000 1,834,400 228 45 


Die Boruſſia bietet alſo mit ihrem Capital im Verhältniß zu ihren 
Verbindlichkeiten die größte Sicherheit und ihr Riſico iſt der Summe nach 
am kleinſten. Es läßt ſich gegen eine ſolche Aufſtellung mancherlei einwen⸗ 
den, es läßt ſich namenkllch ſagen, daß dieſelbe nicht die Qualität des Riſi⸗ 
cos ausdrückt, denn eine kleine Summe z. B. auf einer Ziegelhütte verſichert 
iſt ohne Zweifel eine größere Gefahr als eine große Summe auf ein Wein⸗ 
lager im gewölbten Keller. Es darf aber behauptet werden, daß auch die 
Qualität des Riſico bei den Verſicherungen der Boruffia nicht bedenklicher 
als bei anderen Geſellſchaften iſt. 

Iſt es aber im Allgemeinen Unkenntniß des Geſchäftes, wenn behauptet 
werden will, die Verſicherten einer Actiengeſellſchaft könnten jemals Gefahr 
laufen, ihre Brandfchäden aus Mangel an Fonds nicht erſetzt zu erhalten, 
fo iſt dieſe Gefahr sicherlich da am wenigsten denkbar, wo Capital und Rifico, 
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mehrt die Gefahren der Actionaire, 


ſich am meiſten nähern. Ob das Capital in baarem Gelde oder in guten 
Wechſeln beſteht, iſt ziemlich gleichgültig, inſofern nur von erſterem Hinläng- 
lich für die laufenden Bedürfniſſe vorhanden iſt, ja die zu große Menge 
des einbezahlten Papiers, bietet entweder eine Laſt fur die Geſellſchaft, weil 
die ſichere Anlage derſelben Zeit und Mühe veranlaßt, und einen Nachtheil 
für die Actionaſre, weil die Geſellſchaft, wenn ſie ſich an die ſtrengen Re⸗ 
geln der Sicherheit halt, weniger Zins dafür erzielen kann als der Privat⸗ 
mann, der an keine Regeln gebunden iſt; oder das einbezahlte Capital ver⸗ 
wenn es, wie dies bei anderen Geſell⸗ 
ſchaften ſchon vorgekommen iſt, zu Speculationen in Papieren verwendet 
wird, die bei eintretenden Kriſen große Verluſte bringen können. 

Manche Geſellſchaft hat ſchon allein durch Glück in ſolchen Specula⸗ 
tionen Deficits in dem Abſchluſſe der Feuerverſicherungsrechnung gutgemacht, 
manche die Verluſte in dieſer Branche durch den Gewinn in der Transport⸗ 
verſicherung und anderen Geſchäftszweigen verdeckt, keine kann ſich rühmen, 
immer gute Geſchäfte gemacht zu haben. Das ſind aber Zufälligkeiten, 
welche zwar den Vortheil der Actionäre ſchmälern können, für die Verſicher⸗ 
ten aber gänzlich gleichgültig find, weil dieſe bei Actiengeſellſchaften nicht, wie 
bei gegenfeitigen Geſellſchaften, Verſicherte und Verſicherer zugleich ſind, nicht, 
wie bei dieſen, durch vielfache Prämienzahlung als Verſicherer oder durch 
Ausbleiben des Schadenerſatzes als Verſicherte zu Nachtheil kommen können. 

Wir beanſpruchen für die Boruſſia nichts als die Billigkeit, daß ihre 
Geſchaftslage beurtheilt werde, wie die anderer Geſellſchaften. Man wird 
dann finden, daß ſie keiner anderen an Solidität nachſteht, und daß weder 
ein Grund noch eine Nothwendigkeit vorhanden iſt, die in dieſem Blatte be⸗ 
antragte weitere Einzahlung auf das Actiencapital ſtattfinden zu laſſen, da 
auch ohne dieſe Zahlung die vorhandenen Mittel im Verhaltniß zu den 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft größer ſind, als die der achtungswertheſten 
Concurrenten. 


— Die Leipziger Lebens verſicherungs-Geſellſchaft, 
welche das Jahr 1852 mit einem Beſtand von 
4552 Verſicherten mit 5,232,200 4% abſchloß, 
hatte 1853 einen Zuwachs von 256 „ 288, 400 „ 


„ h 


einen Abgang von 163 " " 190,500 , 
und begann 1854 mit. 4684 " „ 5,330,100 , 
wovon 


auf Lebenszeit, männliche... 4069 4,739,100 . 


weibliche... 505 " „ 532,600 „ 
desgl. verbundeue Leben, 
männliche. 23 a : : 
weibliche. 25 ü ; 0 
anf 5 Jahre männliche. 20 " " 27,700 % 
weibliche 2 „ „ 800 % 


auf 1 Jahr männlich 1 „ „ 400 % 
im Durchſchnitt 1147 F pr. Kopf und 49 Jahr 2 Monat alt. 


Der Abgang erfolgte bei 98 Perſonen mit 114,400 f durch Tod, 
24 Perſonen mit 22,400 „ ausdrückliche oder ſüllſchweigende Aufgabe 
ihrer Verſicherungen, 33 Perſonen mit 45,600 Rückkauf, 8 Perfonen 
mit 8,100 5 Ablauf der Polizen. Unter den Geſtorbenen befanden ſich 
89 Männer mit 105,800 f, 8 Frauen mit 8,300 4 auf Lebenszeit ver⸗ 
ſichert und!! Mann mit 300 auf 5 Jahre verſichert. Durchſchnittlich 
war ihre Verſicherungsſumme 1,167 %, ihr Alter beim Eintritt 42 Jahr 
11 Monat, ihre Verſicherungszeit 11 Jahr 10 Monat. Unter den Todes⸗ 
fällen befindet ſich ein Selbſtmord mit 1000 J., von den anderen find 
33,600 4% noch nicht zur Auszahlung gelangt. 

Die Bilanz ſchließt mit einem Vermögensſaldo von 1,360,969 4, 
nämlich Reſerve für unerledigte Sterbefälle 33,600 aß, Reſerve einſchlißlich 
Vorauszahlungen für nächſtes Jahr 1,173,290 , Ueberſchuß 154,079 4. 
Das Capital iſt angelegt in 886,657 a auf hypothekariſche Sicherheit, 
82,631 gegen Polizen der Geſellſchaft, 75,811 5 gegen anderweitig 
Unterpfand, 254,424 % gegen Obligationen, der Reſt beſteht in Baarfond 
Guthaben bei den Agenten ic. 5 


— Die Lebens verſicherungsbank in Gotha 
Veränderungen ihrer Statuten beſchloſſen: — 

ad $. 32: Wechſelaccepte werden nicht mehr vom Bankkaſſirer alleine, 
ſondern gleich den Wechſelgiri vom Bankbüreau mit ſämmtlichen Unter⸗ 
ſchriften vollzogen; ad 8. 69 a u. b.: die Beſchränkung der Reiſedauer 
auf ein Jahr hört auf und jede Seereife von einem europ. Seehafen zum 
anderen iſt geſtattet, ſofern auf den betreffenden Meeren und in den betreff. 
Häfen weder Kriegsereigniſſe, Seeräuberei noch epidemiſche Krankheiten be. 
fondere Gefahr veranlaſſen; ad $. 81: die Bank nimmt und gibt auf 
Verlangen der Regierungen, in deren Ländern ſie Geſchäfte betreibt, auch 
vor anderen Gerichten als dem herzogl. Juſliz⸗Collegium zu Gotha Recht, 
auch iſt fie befugt, dies nach Uebereinkunft mit den betheiligten Privatper⸗ 
ſonen zu thun. 


— Land: und Waſſertransport⸗Geſchäft der Schleſi⸗ 

ſchen Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft. 1. Jahr. 
Einnahme: Prämien, abzüglich Rabatt und Riſtorno ... 11,654 4% 
Ausgaben: Transport⸗Schaden, 15 bezahlt mit. 850 5 


Reſerve für 3 unregulirte Schaden. 110 „ 
Prämie für Rückverſicherungg 174 „ 
Proviſton an Agenten „ 
r e Ne eee 327 „ 
Büregukoſtenn . ee 180 „ 
F ut: one erafete een 195 „ 
eee, rrerke = aeg 222 „ 
Salair und Renume ration 362 „ 
Sed e ee 134 » 


Prämienreſerve für laufende Verſicherung 40⁰⁰ 60 
7.613 [A 
Ueberſchu ß 4,041 „ 


— Die Preußiſche National Verſicherungsgeſellſchaft in Stettin hatte 
im Jahre 1853: 8,623,516 J gegen Seegefahr, 5,952,283 P gegen 


N —— 


Stromgefahr, 201,857,832 4 gegen Feuersgefahr verſichert. 
Es war die Prämien- worunter die Total⸗ worunter 
einnahme für 1854 ausgabe f. Rückverſich. f. Schaden 
a 1 275 
See⸗Verſicherung 155,046 21,509 72,435 14,710 53,359 
Strom⸗ „ 16,730 — 11,645 242 8,058 
Feuer⸗ „ 464,393 164,655 267,303 52,413 38,973 


Außerdem wurden 48,598 4 für die Zinſen eingenommen, 32,071 % 
für allgemeine Unkoſten ausgegeben. Der Jahresgewinn war 114,047 2%, 
woraus 15 % Dividende vertheilt und 1¼ % dem Reſervefond übertragen 
wurden, 

— In Modena ſind zwei Hagelverſteherungs⸗Geſellſchaften con⸗ 
ceffionirt worden. Die eine wird ihren Sitz in Modena haben und ihre 
Wirkſamkeit auf die Provinzen dieſſeits des Apennin erſtrecken, während die 
andere jenſeits des Apennin in Mana ihren Sitz hat. Von Anfang 1855 
an werden Verſicherungen bei fremden Gefellichaften nicht mehr geſtattet, 
wahrſcheinlich damit die inländiſchen Geſellſchaften ſicher ſind, bei einem 
mäßigen Hagelſchlag, der ohne große Ausdehnung das ganze Herzogthum 
umfaſſen kann, ruinirt zu ſein. Die Gerichtsbehörden ſind an ewiefen, 
jedes Einſchreiten bei Streitigkeiten, die ſich aus Verſicherungs vertragen mit 
fremden Geſellſchaften ergeben, abzulehnen, d. h. die Spitzbuben zu be⸗ 
günſligen. Dieſe Anordnungen beweifen, daß die toskaniſche Regierung ſich 
bemüht, alle Verkehrtheiten großer Regierungen ſich anzueignen, wenn ſie 
auch nicht die Mittel hat, deren etwaige nützliche Leiſtungen nachzuahmen. 


— Die Subſcriptionen für die neue HamburgiſchBremiſche Feuerver⸗ 
ſicherungsanſtalt Hanſa ſind hier in Bremen eröffnet worden und nehmen 
einen erfreulichen Fortgang. 


Anzeigen. 


Bekanntmachung. 

Einer Mittheilung des Senats zufolge hat die Regierung der Republik Chili 
durch ihren Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten dem Bremiſchen Con⸗ 
ſulate zu Valparaſſo unterm 22. Juli d. J. eine Verfügung in Betreff 
der Neutralitatsprincipien dieſer Republik während der Dauer des jetzigen 
europätſchen Krieges communicirt, Inhalts weicher die Regierung beſchloſſen 
hat, daß kein als Kaper ausgerüſtetes Schiff in den Häfen der Republik zu⸗ 
gelaſſen werden ſoll, es ſei denn, daß daſſelbe einen Hafen in großter Noth, ent⸗ 
weder mit ſehr bedeutender Havarie oder vom Feinde verfolgt, einlaufe. Sollte 
in ſolchen Fällen ein Kaperſchiff mit ſeinen Priſen ein Aſyl ſuchen, ſo wird 
es ihm nicht geſtattet, feine Prifen zu veräußern, noch ſich mit Waffen oder 
Kriegsbedürfniſſen zu verſehen; es ſoll ihm nur erlaubt ſein, ſo viel Provifion 
einzunehmen, um einen der drei nächſt liegenden fremden Häfen erreichen zu 
konnen. 

Ferner hat die Regierung, in Uebereinſtimmung mit dem mit Frankreich 
abgeſchloſſenen Vertrag und den ſeit langer Zeit ihrerſeits RE Principien, 
beſchloſſen, allen den Geſetzen der Republik unterworfenen Individuen, es ſei 
Bürger oder Fremder, zu verbieten, Kaperbriefe zu nehmen oder ſich auch nur 
bei Ausrüſtung oder Bewaffnung von Kaperſchiffen zu betheiligen. 

Bremen, den 23. September 1854. 


Die Handelskammer. 


Naachricht für Seefahrer. 


Die durch das hieſige königl. et Vice⸗Conſulat der Handelskammer 
mitgetheilte Gazeta de Madrid vom 5. Sept. 1854 enthält nachſtehende An: 
zeige der General⸗Direction der Marine , 
Seifen Patxot im Nördlichen Atlantiſchen Ocean. 
Aus der vor dem Hafencapitain in Alicante von dem die Spaniſche 
Schoonerbrigg Pepillo fahrenden Capitain Jaime Patrot abgegebenen Erklärung 
geht hervor, daß er auf feiner Reiſe von Havana nach Alicante um 6 Uhr 
Abends am 2. Juni bei N. N. O. auf Backbord eine Erhöhung wahrnahm, 
welche, nachdem er auf eine Meile ſich genähert, ſich als ein Felſenriff aus⸗ 
wies, welches von S. W. nach N. O. ſich erſtreckte, ca. 50 Varas lang und 
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6 Varas breit war; der S. W. Theil deſſelben iſt ca. 5 Fuß über den 
Niveau der See W und läuft ſtumpf ab, der nach N. O. iſt weißliche du 
und niedriger, vielleicht nur 3 bis 4 Fus hoch, langfam abfallend nach dem, ba 
Waſſer zu, worunter das Riff in I ugerer Viſtance fortläuft, als wie ma 
ſolches über dem Waſſer ſieht. 

Gegen das Nordende hin iſt vermuthlich eine weitere Untiefe oder Stein 
befindlich, denn obſchon es ruhiges Wetter war, vernahm man auf Diftane 
einer halben Meile die Brandung. Beim N. O. Ende wird ſelbſt auf 100 Fade 
kein Grund fein, da daſelbſt das Waſſer keine Grundfarbe hat. Die Lage die 
ſes Felſenriffs iſt unter ſehr günſtigen Umſtänden zur Mittagszeit aufgenom⸗ M 
men 37 26, N. Breite und 330 12° W. Länge nach dem Meridian von 
Cadiz (330 17 22, W. vom Arſenal⸗Obſervakorium von San Fernando), 
ber > 19 1 ep Par u Bor rathſam, fi Pen Felſen mehr zu nä⸗ 

n, da e on ſehr ſpat und der Horizont ſehr bezogen war. 

Bremen, den 23. Sept. 1854. BEN 2 | 
Die Handelskammer. 

— ’ zw > 2 2 N 
Die Korkſohlen⸗ Fabrik 
in Delmenhorſt bei Bremen 8 
Bi € (im Zollverein) 
empfiehlt ihr Fabrikat Wiederverkäufern, die bedeutend in dieſem Artikel machen, 7 
zu außerjt günſtigen Bedingungen. Kleine Aufträge werden nur gegen Baar⸗ 
zahlung ausgeführt. 


15 3 und Aufträge werden erbeten in frankirten Briefen unter obiger 
reſſe. 


Pen 


VBekauntmachung. 
Das Poſt⸗Dampfſchiff Washington wird 
| am Freitage, dem 6. October d. J., 
von Bremerhaven nach Newyork abgehen und findet die An⸗ 
nahme der, mit demſelben zu verſendenden Briefe und Zeitungen 
nach den Vereinigten Staaten von Amerika f 
und nach Californien g 
bis Donnerſtag, dem 3. October c., 
Abends 7 Uhr, 
auf dem unterzeichneten Stadt⸗Poſt⸗Amte ſtatt. 


Bremen, den 28. September 1854. 
8 . Stadt⸗Poſt⸗Amt. 
Nachricht für Seefahrer. 


„Einer Mittheilung des hieſigen Großbritanniſchen Viceconſuls zufolge, haben 
die Conimissioners of Nortliern Lighthouses in Edinburgh unterm 20. Septbr. 
d. 3. bekannt gemacht, daß mit der Abſicht, demnächſt ein permanentes Leucht⸗ 
feuer an derſelben Stelle zu errichten, auf dem Nord⸗Eude der Juſel Unst 
in Shetland ein temporairer Leuchtthurm erbaut iſt, deſſen Feuer * 
zuerſt in der Nacht vom Mittwoch, den 11. October d. J., und jede 
folgende Nacht von Dunkelwerden bis Tagesanbruch brennen wird. 

Die von dem Ingenieur der Commissioners, Herrn David Steyen- 
ſon, angegebene nähere Beſchreibung des Leuchtthurms und Feuers iſt folgende 
Der temporaire Leuchtthurm iſt erbaut auf Muckle Flugga, einer 
Spitze von der Felſengruppe, genannt die Burra, Fiord Holm s, welche 
* * ee von Hermaness, als der nördlichen Spitze der Juſel 
ust, liegt. 
Der Leuchtthurm liegt in 600 51“ 20“ N. Breite und 09 53° 37 W. Länge. 
Der kleine Felſen, genannt der „Out Stack“, welcher der nördlichſte auf 
den Shetland⸗Inſeln iſt, peilt von dem Leuchtthurme ungefähr O. z. N. 57: 
N. nach dem Compaß und iſt die Diſtance ungefähr eine halbe Seemeile. 
Das Nord-Uust⸗Feuer wird den Scefahrern als ein feſtes Feuer 
von natürlſcher Farbe ſichtbar werden. Es befindet ſich ungefähr 166 uß 
ge en eee J Beba er den und kann ungefähr 
eemeilen weit und na affenheit der Atmoſphär f 
Diſtance geſehen werden. 0 9 ſupäre auf kürzere 
Die Commissioners haben ferner bekannt gemacht, daß in 
Rathsbefehls vom 5. Juli d. J. folgende Abgaben für das 
hoben werden ſollen, nänılic ; 

Für jedes dem Vereinigten Königreiche angehörende Schiff (ſofern daſſelbe 
nicht der Krone gehört, oder ganz in Ballaſt fährt), fo wie für jedes fremde 
Schiff, welches privilegirt iſt, in die Häfen des Vereinigten Königreichs 
gegen Bezahlung derſelben Tonnengelder, wie Britiſche Schiffe, einzulaufen 
fobald fie dieſes Feuer paſſtren oder benutzen, beträgt die Abgabe: in der * 
Küſtenfahrt jedes Mal zwei Sechszehntel eines Penuy per Tonne 
von dem Tonnengehalt des Schiffes, bei einer überſeeiſchen Reiſe ſolcher Schiffe 
einen Penny per Tonne. 5 f 

Für jedes fremde Schiff, welches nicht ganz in Ballaſt gefahren wird und 
nicht, wie vorſtehend erwähnt, prſvilegirt iſt, beträgt die Abgabe das Doppelte 

der oben feſtgeſetzten Gebühr. 

Bei Bezahlung ſind die Abgaben folgender Ermäßigung unterworfen: 
für eine Küftenfahrt 10 Procent, 
für eine überſeeiſche Fahrt 25 Procent. 


Bremen, den 26. Septbr. 1854. u 
Die Dandelsfammer. 
I Er ——̃—— 
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Bel anntmachung. 
Einem vom Senate der Handels kammer mitgetheilten Berichte des Bremi⸗ 
ſchen Conſulats zu Stockholm zufolge, iſt dieſe Stadt am 18. September d J. 
als von der Cholera angeſteckt erklärt und werden Geſundheitspaſſe bis auf 
Weiteres nicht ertheilt werden. 1 
Bremen, den 27. September 1854. 
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Die Handels kammer. 
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Druck son C. Schünemann. 


